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In Baiern oblag, wie gehört, die Verwaltung des
Kirchenvermögens der ſogenannten Stiftungsadmini—
ſtration. Oeſterrrich ließ dieſes Ureau V den ru
erworbenen Landestheilen bi zur Reorganiſation im
Jahre 1821 eſtehen. Die erſte Urkunde 7. die
un der Regierung über unſern Gegenſtand
vorkömmt, iſt eine Mahnung dieſe Diſtriktsad—
miniſtration- zur beſſern Obſicht ud zur ſtrengern
Perzeption der laufenden Gefälle. leſe antworte
darauf: „Von Seite der Diſtriktsadminiſtration können
„vielfältige Beweiſe vorgelegt werden, wie ſehr
bemüht war, die laufenden Gefälle zu erlangen, Ver—
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1 Zur Ge chichte der Staatskomptabilität.
„gebens. Weil 1) die Landgerichte bei Anrufung
„Ler richterlichen Hilfe die Schuldner ſo ehr in
77  Utz nehmen, daß oft lach jahrelangem Herum⸗
„balgen nichts als vieljährige Friſtenregulirung rzielt
„wird. 2 Bringen Private und Kommunen öfters
„vom Freisamte anerkannte Gründe V  Ar Verweige—
„rung der Zahlung vor. eh durch das Ein⸗
„ſchreiten des Fiskus auch, kein Nutzen S.  für das Stif⸗
„tungsvermögen hervor; invem oft nach koſtſpieligem
„Rechtsſtreite anten araus entſtehen.“ Die Stif⸗
tungsadminiſtration gibt als eine der Haupturſachen
des ſchlechten Zuſtandes des Stiftungsvermögens das
öſterreich'ſche Finanzpatent Februar 18114

Ach 14, *  1
Wir befanden uns glücklicher eiſe dieſem
ehruar außer Lands, jetzt nicht gez  9

zU ſein, den traurigen Einfluß dieſes Patentes auf
das ganze Kirchenvermögen Oeſterreichs darſtellen zu
müſſen. Nun, C8 galt der Rettung des Staates,
und da darf kein Opfer zu groß ein.

Noch im Jahre 816 vurde allen Pfründnern
der neuakquirirten Landeskheile eine Aſion ihres
Einkommens abgefordert, welche nach dem bairiſchen
er von⸗- 1811 zu verfaſſen Es ſind jene
rubrikenreichen dreizehn abellen gemeint, deren wů  1  V
Erwähnung thaten. II  *  * gedachten Jahre NU  N
ſtanden die Pfründner des Bezirkes Braunau ſo:
Braunau 890 f., Handenberg 800 fl., eining
453 (2 fl., Neukirchen 896 fl., Ranshofen 1323 (2) 37

Georgen 420 H. Peter 358 (22) fl.,
Schwandt 741

Gelegentlich dieſer Faſſionslegung machte der
Pfarrer zu S Weurgen die 2 nmerkung „Woher
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„kommt * doch daß der Religionsfondspfarrer ein
„Väterliches Erbe aus dem achtzehnten Jahrhundert
„das er nicht Auf den Schulbänken ſitzen ließ,
„itzo u neunzehnten zum Nachtheil ſeiner Geſchwi
„ſterte verzehren muß?“ Er entzifferte nämlich

emner aſſton emn Defizit dvon 105 1.3— un war
der neuen Verwaltung auch noch deßwegen I
weil ſie ihm an ſeinem Normalgehalte der ohnedem
gering war, dennoch Abzüge gemacht, und
obendrein mi ener 7 un Gewalt herzugezogenen
Grundſteuer“ belaſtet hatt  0 Darin beſtand aber der
Fehler der politiſchen Kirchenvermögensverwaltung
Sie hat bei ohnehin ſchmalbemeſſenen Pfründenein—

hatkommen oft rückſichtslos Pfennige gemarktet
dabei für das Kirchengut nichts gewonnen, hingegen
das ganze Rechnungsweſen beim Klerns unbelie
gemacht, und leider vielleicht auch manches Mitglied
desſelben zu ener Unwürdigkeit verleitet.

in nderes Lebenszeichen ein Hofkanzlei—
dekret Februar 1817 nach welchem

„die Patronatsrechte der gei  ichen un weltlichen
„Korporationen, ISu der ganzen Monarchie, ſo
„auch u den von Baiern akquirirten Landes—
„theilen inter der Bedingung aufrecht erhalte
„werden ollten, daß dbon dem Patron auch a  le
„Patronatlaſten getragen werden In 10 fern da
„her von der vortgen königl bairiſchen Regierung
„den genannten Korporationen die Patronatsrechte
„abgenommen worden, ſind ihnen unter der
„genannten Bedingung „wieder zurückzugeben „.

Das Dekret hatte ene lbſicht 1) enen
Akt der Gerechtigkeit üben die Verwaltung
einer unliebſamen Laſt zu entledigen. Es iſt uns
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unbekannt ob vielen oder wenigen Fällen dieſes
eſe Anwendung gefunden.

Nach nem andern Regierungsreſkripte 4d0
23 ärz 1817 ſollte

„Über alle durch die königl airiſche Staatsver—
„waltung veränderten erhöhte oder er  1
„Gehalte der Pfarrer, Lokalkapläne und Koope—
V. atoren emn Ausweis an die hochlöbl Regierung
„mi dem Gutachten vorgelegt werden, ob Per⸗
„ſonalveränderungsfällen die vorigen Gehalte wieder
„hergeſte T ſollen V

m dieſes e  I zu Herſtehen, muß wiſſen,
daß die alrt Kongrua der Pfarrer 150
(in Be  ug auf unſere Lokalliſten 250 fl.) jene
der Kooperatoren rhun höher war, als die
öſterreich ſche Es handelt ſich wieder rſpa

—

—
— Das Objekt em ſie zu machen

der Seelſorgeklerus. Im Rieder Vertrage
0  6 ſich Oeſterreich verbindlich gemacht, Betreff
der Gehalte der übernommenen Staatsdiener, zu denen
nach amal Anſicht auch die Geiſtlichen gehörten,
den sStatus 4u aufrecht zu erhalten. Darum wi
man zur Einführung der „vorigen Gehalte“ erſt Per—
ſonalveränderungen abwarten

Der Erlaß pricht „erhöhten“ Ind „ernie⸗
drigten“ Gehalten 4e bairiſche Regierung hat keine

wohl aber EL·/töſterreich ſchen Gehalte herabgeſe
höht n dieſe „erhöhten ehalte“ In * wor
auf der 0  ru ieg Das Wörtlein „erniedrigt“
iſt bh nur des Wohlklanges wegen hinzugeſetzt

Wir wiſſen nicht bb das referirende Rentamt
Braunau den unn dieſes Reſkriptes wirklich ni
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erfaßte, oder nicht faſſen vollte Genug, * ſchrieb
ddo Apri 1817 ſehr naiv zurück

„daß ermeldete königl Regierung bei der unter
„nommenen neuen Regulirung der Pfarreinkünfte
„mi eL Ueberlegung und orſicht mit der ge⸗
„naueſten Abwägung der Orts und Zeitverhält—
„niſſe, überhau nit der ſtrengſten Billigkeit zu
„Werke gegangen ſei; und daß daher die ſich da
„durch ergebenden Reſultate auch wohl noch

wenn ſich„dem 0 ſich aufrecht erhalten laſſen
„Unter dem Klerus den derlei eha Ab⸗ oder
„Zuſchreibungen betreffen, Perſonalveränderungen
„ergeben verden 74

Doch das lag nicht Iun Fahrwaſſer der Oberbe
hörde Arum erließ die hohe Finanzdirektion
unterm 21 Dezember mnen wiederholten Be—

zur Herſtellung der diesfälligen Ausweiſe nach
beigelegter Norm.

Um alle Bezüge der Geiſtlichen überſichtlich zu
machen, mußte die Stiftungsadminiſtration den Rent—
Amtern alle Behelfe zur Ermöglichung der Zuſammen⸗—
ſtellung der geiſtl

en Einkünfte liefern. Im
14 Jänner 818 ſandte das Rentamt Braunan die
Ausweiſe en

Nach dem Antrage V

＋ Finanzdirektion wurden
die bairiſchen Gehalte der Pfarrer duf 400 oder
auch 350 fl herabgeſetz Nur bei den Rans—
hofer Stiftspfründen ieß man die 300 rhn als
Kongrua gelten.

Mit Juni 1821 endete die Wirkſamkeit der Stif⸗
tungsadminiſtration dieſem Augenblicke betrug
das Vermögen der acht Pfarrkirchen des Braunauer
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Pflegsgerichts —) Darunter waren
Kirchenpretioſen und Kirchenmobiliar
Realitäten 30630 fl Baarvermögen

Die Armeninſtitute des Bezirks beſaßen 37000
Das der Ausweis der Stiftungsadminiſtration
Wir können nicht umhin, bei dieſer Gelegenheit

der rlichen Amtsführung dieſer Behörde Lob zu
ſpenden Beim uſſe ſeines Bureau durfte der
Chef desſelben den Stiftungen des ezirke Braunau
nicht mehr als 577 erſetzen. Das iſt gewiß nicht
viel auf die großen Summen, die durch die Hände
dieſes Mannes gingen

Die große „Inſtrürtion zUur Verwaltung
der Stiftungen“ ausgenommen, ſich auf
dem Gebiete der politiſchen Kirchengutsverwaltung von

Die Sache1818 bis 1829 nichts Beſonderes zu.
wurde einfach nach den Prinzipien von 1784
behandelt, und bewegte ſich gutausgetretenem Ge
leiſe Die Vogteien hatten ſich bald vieder
die Formen der öſterreich'ſchen Staatsbuchhaltung emn

gelernt derohalben hatten auch die Anſtände und
Erledigungen dieſer Behörde emnen pakatern Inhalt
als ehedem.

Die erwähnte Inſtruktion, die auch für heute
vielen Stücken noch Geltung hat iſt datirt

Oktober 1821 und enthält folgende Hauptbe—
ſtimmungen 36 Paragraphen

Alle aus dem Vermögen dbon Privaten her⸗
undvorgegangenen Stiftungen In der geiſtlichen

weltlichen Vogtei zugewieſen ohne daß die Staats⸗
verwaltung IM Allgemeinen eine näher unmittelbare

20 Von der Kirche Braunau iſt das Vermögen nicht angegeben
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Einficht nimmt Hieher müſſen vorzüglich die
Güter und Einkünfte der Gotteshäuſer gerechnet werden.

Weltliche Vogtei IMN Innkreiſe ſind die Pfleg⸗
gerichte IM amen des Landesfürſten.

Geiſtliche Vogtei iſt der betreffende Pfarrer
zUur Führung der Mitaufſicht. leje beiden Vog⸗-—
teien haben gemeinſchaftlich die Rechnung führen

Die Verwaltung des Kirchenvermögens obliegt
unäch den Zechpröpfte gegen Vergütung

Wo die Vogtei lan

Sfürſtlich iſt, führt die
eigentliche Verwaltung der Oberbeamte der nächſten
Staatsherrſchaft Im Innviertel die Pfleggerichte)

Die Landesſtelle führt Üüber das Vermögen
Er Kirchen die

Bei jeder IX ſoll ein Zechſchrein eſtehen
8 Die Kirchenrechnung *

ſt längſtens bis 15 März

jeden Jahres N das bet effende Kreisamt zu legen
Sie muß beiden Vogteien von den Zechpröpſten

Ausſchuſſe gezeichnet ein Sie ſoll IN

Pfarrhofe aufgenommen verden, Acht Tage vor
dieſem Akte muß die Rechnung dem Pfarrer zur ge⸗
mauen Durchſuchung mitgetheilt verden.

Die neue Verwaltung oll volle Sicherheit
gegen Beeinträchtigung des Stiftungsvermögens ge  —
währen.

Eine Abänderung der Verwendung des Stif⸗
tungsertrages darf blos mi Bewilligung der Landes
12 geſchehen.

11 Ueber jede Stiftung muß nach beſtimmten
Formularien Rechnung geführt werden.

12 V  V  On Kaſſegeldern dürfen keine Vorſchüſſe ge⸗
leiſtet werden ohne Regierungsbewilligung
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Enthält die Kautelen 61 Auszahlung der
Penſionen.

19 Verbietet ohne Bewilligung des Kreisamtes
das Geringſte ÜUber das Stiftungsvermögen zu verhängen.

12—15 Enthält die Regeln für Ausleihung der Stif.
tungskapitalien.

Beſagt die Vorſchriften, wie bei Reparatur
der entſtandenen Baulichkeiten vorzugehen ſet.

23 Wird die Regie abgeſchafft, und das Pacht⸗
ſyſtem für Stiftungsgründe angeordnet.

24 Werden die Dekane zur Haftung verpflichtet.
25 Kein Pfarrer darf ſich eigenmächtigen

Gebäudereparatur unterfangen. ſollen
gelegentlich der Kirchenrechnungen die Vogteigebäude
unterſucht werden Dies muß namentlich nach Ab
ſterben eines Pfründners ſch

en Das Kreis
aAm darf In dringenden Fällen Baubeträge unter
100 bewilligen.

26 Es darf ohne Bewilligung der Lande  2  6
keine Ir mit dem Vermögen mer anderen unter⸗
U werden.

27 Das Präſentationsrecht zu Stiftungen ge⸗
bührt Fällen, wo In der Urkunde kein beſtimmter

ſentant enannt wird dem Landesfürſten
Enthält die Vorſchriften Üüber Protokollfüh⸗

rung Iu Verſorgungsanſtalten ind Spitälern.
29 Bringt— Vorſchriften über Ausfertigung der

Stiftbriefe.
Die Inventarien der IX müſſen alle a  re

erneuert, und
3 alle Jahre die den Inventarien enthal⸗

tenen Pretioſen und irchengeräthſchaften angeſehen
werden, ob ſie wirklich vorhanden.
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36 Der Rechnungsführer hat für das erſte hun⸗
dert Gulden jährlicher Einnahme drei Gulden, [Ur
jede Hettere Hundert Ein Perzent Gebühr zu fordern

Viele Paragraphe dieſer weitläufigen Inſtruktion
kamen gar uile zUr Ausführung, Dbile die daf
tung der ecane, die Ahrliche Unterſuchung der
Vogteibaulichkeiten gelegentlich der Kirchenrechnung,
die jährliche Erneuerung der Inventarien, die jähr  —
iche Beſi

igung der Kirchenpretioſen, die lufbe⸗
wahrung des Zechſchreines un den Pfarrhöfen U 3*..—

Andere wurden durch darauffolgende Regulative
wieder außer Kurs geſetzt; B die Aufnahme der

Die weltlicheKirchenrechnungen M Pfarrhöfen.
Vogtei mochte olches bald unbequem fifinden.

Ueberhaupt vurde IN jener Zeit von Seite vieler
Pfleggerichte der geiſtlichen Vogtei obwo dem
Geſetze nach der weltlichen ebenbürtig, und glei ver
antwortliche Mithafterin ſelten ſo viel Aufmerk—
ſamkeit ge  en als leſe Inſtruktion vorſchrieb
So ſpricht ſi Aaus, daß der geiſtlichen Vogtei all
jährlich acht Tage vor der Kirchenrechnung das Rech
nungsoperat zUur Koramiſirung zugeſchickt werde Dies
eſchah an den wenigſten Orten In den meiſten
e der Geri  8  ote die mundirte Rechnung den
Pfarrhof zu tragen, und dort glei auf die Unter
ſchrift und Siegelung der geiſtlichen Vogtei zu war⸗
ten Wo ſich's beſonders bequem zu machen
erſtand, lud die Pfründner des ganzen Be⸗—
zir auf gewiſſen Tag das Pfleghaus zu  —
ſammen, und beauftragte ſie zugleich das Pfarramts—
ſiegel mitzunehmen So ah 8 noch Ill März
monagte 1841 IM Pfleggerichte Braꝛunau
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Wie bei Kontraſignation der Kirchenrechnung ſo
fand ſich auch Betreffs des Kircheninventars die geiſt⸗
liche Vogtei vernachläſſigt Das Kircheninventar
wurde weltlichen Vogteibeamten anfbewahrt
Der Pfarrvorſtand mußte für die Iu elbem aufge—
hrten Gegenſtände mithafte Ind doch wurde ihm
dasſelbe ni einmal bei ſeinem Pfarrantritte, 9e

beiſchweige enmer andern Gelegenheit mitgetheilt
Pfarrer Andrieur zu Ranshofen beklagt ſich dd0
16 Oktober 835 ſchwer „daß eur das Pfarrin—
„ventar während ſeines 90  0 Hierſeins niemals
„geſehen 76 Auf feln Bitten um Ausfolgung des
ſelben ſchickte ihm das Pfleggericht wieder nicht die
ganze Urkunde ſondern Ur enen Auszug
zur Einſicht

e Klagen U  ber Vernachläſſigung müſſen
ſich gemehrt haben, ndem 2 1838 und 1845 das
Kreisamt ied die Verordnung einſchärft, „daß
„Dei der Inſtallation dem neunen Pfründner das Pfarr⸗
„inventar vorlege 74

Freilich haben, IM Vorbeigehen bemerkt, auch
viele Pfründner gar keine Ahnung 9on der Iu Be
ziehung auf das Kircheninventar Quf ſich habenden
Verpflichtung

Gleich die erſten Paragraphe der großen Inſtruk⸗
tton legen die Verwaltung des Kirchenvermögens
hauptſächlich die Hände der Vogteien Dieſe
hatten dabei Eein entſcheidendes Anſehen. Namentlich
vurde dieſer influß mittelſt Regierungserlaſſes 9d0
O. Dezember 1824 den geiſtlichen Vogteien geſichert.

18 uns Uunbekannten Urſachen jedo
1834 dieſer Einfluß Heider Vogteien vornämlich
Gebahrung über das Kirchenvermögen auf ein Mini—
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beſchränkt. Dieſe Beſchränkung wirkte hemmend

auf die Verwaltung. U dieſem Grunde ſchritt das
erzbiſchöfliche Konſiſtorium 3u Salzburg A 838
ein, daß den Vogteien auch den geiſtlichen
wieder ein weiterer Wirkungskreis bei Verwaltung
des Kirchenvermögens angewieſen er Auf dieſe
Eingabe hin pvurde den weltlichen Lokalbehörden
eirn Gutachten abgefordert Über die Nachtheile der
gegenwärtigen Praxis, und auch darüber, ob eine
Erweiterung be Wirkungskreiſes der geiſtlichen okal—
kirchenverwaltung begründet ſei?

Unterm 11 Auguſt 1833 erledigte ſich das
Pfleggericht Braunau des gewordenen Auftrags af⸗
firmativ aus folgenden Gründen: Wird dadurch
eiden Vogteien viel Schreiberei und Zeitaufwand
erſpart. 2) Werden größere Auslagen zeitig genng
verhütet Iſt der geiſtlichen Vogtei zuzutrauen,daß ſie der Kirche keine unnützen Auslagen verur⸗
ſachen werde; und wenn auch, ſo könne ſie immer
von der kontrollirenden we  ichen Vogtei innerhalbder gehörigen Schranken gehalten Verden. „Der„Wohlthätigkeitsfinn der Gemeinde die Gottes
„häuſer nahm In dem Maße ab, als nan anfing,
„den E.  frühern Wirkungskreis der Vogtei 3u beengen.„Seitdem die Gemeindeglieder wiſſen, daß —  — Auf
„nahme der Kirchenkapitalien nrit weitwendigen Ver—
„ſicherungsumtrieben verbunden iſt, ſuchen ſie feine
„ſolchen Kapitalien mehr. ud da jenen, velche„eine fromme Stiftung U machen gedenken, nicht„gleichgültig iſt, ob das Kapital N ihrem Bezirke„angelegt, oder da fü X Obligationen an gekauft werden,
„ſo nindert ſich die Zahl der Wohlthäter.“ Das
Pfleggericht Braunau räth — dieſer Gelegenheit,
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den Vogteien Freiheit zu en die Kirchenkapitalien
8u fünf  V oder nach Umſtänden zu vier Perzent und
ohne die verhaßten Grundab chätzungen an Privat⸗
ſchuldner Fällen zu verleihen wo das
Grundhuch hnehin hinreichende Sicherheit bietet

Wir können aus dieſem Gutachten entnehmen,
daß man höhern Orts wünſchte, die Kirchenkapitalien
möglichſt zahlreich wieder M die öffentlichen Fonds
zu eiten.

Die Pfleggerichte angegebenen ründe ſind
ſämmtlich treffend Namentlich war damals noch ſeit
1811 her das Mißtrauen des Volkes alle
Staatspapiere gar groß

Wahrſcheinlich lauteten auch die Parere der
dern Pfleggerichte und Kommiiſſariate ähn ich, Weß⸗
wegen auch Ur die genannte erzbiſchöfliche Eingabe
einige Erleichterung erzielt wurde.

aut 26 der großen Inſtruktion wurde Urgirt:
„daß feine Kirche ohne Regierungsbewilligung mit
„dem Vermögen ener andern Unterſtützt werde.“
Das war für die weltliche Vogtei Cne höchſt äſtige
ranke Sie die Ausgaben ſur Kirchen—
reparaturen, ſie ſollte die Konten der Handwerker,
die Kultusbedürfniſſe befriedigen, und hatte Oft In

der Zeche des betreffenden Gotteshaufes feinen rothen
Pfennig liegen, ehen 0 wenig dem
Patrone herausbringen So hatte B der
Wachszieher zu Braunau emn Quinquennium lang
(v 1817 - 1822) dvon den Kirchen S Peter, Neu—
kirchen, Gilgenberg uInd Ueberaggern en Guthaben
Pr 508 zu ordern Seine Eingaben
endliches bald das Pfleggericht bald an

das Kreisamt bald an die Regierung, füllen nit den
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ämtlichen Schreibereien hierüber Buch Papier
aus. Ebenſo mußte auch die Gemeinde Pattigham
achtzehn I  hre auf Auszahlung eines Patronats—
beitrages von 329 fl warten, der ihr zum Thurm⸗—
bau ihrer Pfarrkirche vom Aerar und einigen Doj
minken zukam. VMan kann ſich denkem, welchem
Nachtheile des Kirchenguts! Die Bauunternehmer
ſtellten die Sache gerade 10 viel Perzent (und
manchmal darüber) yle  K* her, als ſie die Zinſen
für den vorenthaltenen Lohn berechneten; und eS
geſchah ni ſelten, daß die Arbeit wieder
wurde, ehe nan die Rate dafür bezahlt hatte.

Da alſo eines Theils die meiſten Kirchen ihren
Bedarf nich decken konnten andern Theils das
landesfürſtliche Patronat ſeiner aufhabenden
n* nachzukommen vermochte, un ritten Theils die
Regierung auch nich erlauben wollte, daß die welt⸗
liche Vogtei m den vorräthigen Geldern anderwei

Stiftungen dort elfe, gerade noththat,
ſo gedachte Vogtei umer von läſtigen aubi

belagert.
Der weltliche Vogt In Braunau half ſich,

nicht 0  5 von dieſen aufgezehrt zu werden, trotz
des Jahr ahr damit, ſo weit e8 ging,
daß jeden übrigen Kreuzer aus eimmer emnmer

Stiftung zur ahlung der aufgelaufenen Kirchen
ſchulden hernahm Dafür erhielt auch Jahr
ahr richtig ſeinen Verweis von Seite der Buchhal⸗
tung ob ſeines Unterfangens; zuletzt mi der Dro⸗
ung der Erſatzleiſtung Da endlich riß dem ech
nungsleger Pfleger Krakowizer die Geduld
und CI erläuterte 2 1830 die darüber gemachten
Anſtände auf folgende bezeichnende Weiſe
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—  — hieſigen Pfarrkirchen ſind durchaus Iu
„kläglichen Zuſtande Keine beſitzt 10 viel Ein
„künfte, daß hievon die jährlichen Ausgaben Muf
„den Unterhalt des Gottesdienſtes, die Bezahlung
„der Steuern U w. beſtritten werden könnten.
„der Patron wurde ſchon wiederholt durch das

Kreisamt angegangen die bei den Kirchen beſte⸗
„henden Abgänge herauszubezahlen Dies aber
„geſchieht nicht, obſchon die obigen Berichte Vor  —
„ſtellungen ind Ausweiſe wiederholt dahin über—
„rei vorden Der Gottesdienſt kann nicht auf
„hören die Gemeinden geben beinahe keine Sam⸗
„melgelder mehr, die Profeſſioniſten müſſen be
„zahlt werden, alſo muß von den Kirchen, wo
„noch baares Geld vorhanden iſt, zUr Unter—
„ſtützung armel Pfarrkirchen hergenommen werden 74

Zu bemerken iſt daß alle Pfarrkirchen dieſes
ezirke Braunan bis auf eine, landesfürſtlichen
Patronates ſind U ſie varen ſo Weit nach
fünfzigjährigen Staatskirchenverwaltung

Angezogener Fall und mehrere andere hieherbe—
5  ügliche Daten unſer Materials verleiten uns zu
ener Fra die 0 C  ikat als möglich hin  —
ſtellen wollen. Iſt inter allen Verhältniſſen erne
größtmöglichſte Ausdehnung des landesfürſtlichen Pa  —  —
tronates vom Guten?

Es hat Zeit gegeben In der dem lan—
desfürſtlichen Patronate 0 viel Kirchen als nöglich
vindiziren wollte Es lag dies der Lehre von der
Omnipotenz des weltlichen Staates So z. B
nachte nman nach Erektion des Bisthumes Linz auch
jene Pfründen Oberöſterreichs, die vordem zUur freien
Kollatur des Biſchofes 3u Paſſau gehörten, andes⸗
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Urſtli Ebenſo jene, bei welchem das dortige
Domkapitel das Patronatsrecht übte Das betref⸗
fende Kreisamtseirkular dd0 September 1793,
wahrſcheinlich n Folge erhobenör Anſtände ergangenlautet. wörtlich alſo:

„Die Perſon des Landesfürſten Übt auf dieſen
„alten Pfarren un Malen das Potronatsrecht
„aus, was vorhin die Perſon des Biſchofs
„Paſſau auch nicht als Gutsbeſitzer ausůüb
„Denn das Jus Patronatus iſt nicht redle, ſon-
„dern auch personale.“

Ebenſo ſind auch ſeit 816 die organiſirten
Pfründen des ehemaligen Kloſterſprengels Ranshofen
landesfürſtlich; auch erſt nach manchem Hin  — und
Herwaͤnken der Anſichten.

Beſonders war es die bairiſche Regierung, die
in dieſer Beziehung dem Landesfürſten die ausge⸗
dehnteſte Gewalt ichern wollte.

Nun, die Ausdehnung des Patronates, ſo ent.
prechend ſie auf der einen Seite ſein m  L führt
doch auf der anderen vi Uebles mit ſich Dem Patro⸗
natsrechte wurden M Verlaufe der Zeit viele Laſten
aufgebürdet, die naturgemäß immer ſchwerer zu Er
füllen u W  V  Ir en dem Berichte des Pflegers
Krakowizer ein elſpie davon N Fälle
gab e8 gewiß von jeher Ur zu viele; wenn auchdie Akten bOn ni in unſere Hände gelangten.In ſolchen Fällen nun gab 68 äufig Augen⸗L, man dieſer Ehre gern losgeweſen. Inſolchen Augenblicken famen dann Anfeagen tüber An
fragen Betreffs der patronellen Zuſtändigkeit dieſes
bder jenes Gotteshauſes. So waren beiſpielsweiſe,un ſind jetzt noch gewiſſe Stiftungsexigenzbeiträge
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zur Suſtentation des noch übrigen Kuratelperſonales
der 1821 aufgelösten Stiftungsadminiſtration nach
alzburg 5 ezahlen. Dieſe Zahlung fiel bei mit⸗
telloſen Pfarrkirchen PIO pata dem Patrone zu; alſo
in Oberöſterreich großen Theils dem Landesfürſten.
Daher dd0 Juni 1834 von Seite der vereinten
Bezirksverwaltung Oberöſterreichs an alle Pfleggerichte
die nfrage: ſich nichts Über das Patronats⸗-
„recht der ehemals unter dem Hochſtifte Jaſſau ſtehen

—

—
„den Pfründen M der Regiſtratur vorfinde?“
0 Anfragen kamen auch Üüber die Ranshofer
Pfründen, über die armſelige Lokalie Georgen
am Fillmansbach; un kamen immer wieder, wenn

irgend ein Patronatsbeitrag zu eiſten war. a  en
wo jene gutgethan, in ihrem Eifer,
„landesfürſtlich“ zu machen, der höchſten Perſon im

oder dem Aerar eine Uuner⸗Reiche
ſchwingliche Laft aufhalsten? e8 wo gut, wenn

eine zweifelhafte Patronatspflicht abzulehnen iſt, oder
eine zukömmliche nicht bedeckt werden kann, daß da
der ehrwürdigſte Name im Lande genannt werde?
nd 0 rſt bei entſtandenen Patronatsſtreitigkeiten!
Iſt es wo gut, daß da dieſer ame zwiſchen den
Parteien hin un hergezerrt werde?

Doch das nur nebenher. Wir  N  I wollen wie—
der zum Studium der großen Inſtruktion von .
1821 zurü  ehren.

Gemäß gedachter Inſtruktion ſoll bei jedem
Gotteshauſe, auch jeder Armeninſtitutsverwaltung ein
Zechſchrein vorhanden ſein, In denen die allenfalls
vorhandenen Baarſummen, die Werthpapiere, ſon⸗
ſtige wichtige Urkunden oder auch Pretioſen aufbe—
wahrt werden önnte on nach der Polizeiord⸗
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nung von 1616 en ſie zu beſtehen, ſind einem
icheren Orte um Pfarrhofe oder In der Kirche auf⸗
zuſtellen, mit drei Schlöſſern zu verſehen, deren Schlüſſelſich in dreierlei Händen der weltlichen Vogtei,
der geiſtlichen Vogtei und des Zechpropſten be
finden ollten ieſes Möbel war ſeit vielleicht vierzigJahren aus den meiſten Kirchen des Gränzbezirkesverſchwunden. Schon vor der erſten franzöſiſchen In⸗
vaſion wurden die en ſammt dem Inhalte an den
Landgerichtsſitz oder noch weiter geflüchtet, ohneihre Heimat wieder zu en Seither wurde die An⸗
ſchaffung von neuen en nicht mehr nothwendigbefunden, da ohnehin die Urkunden ind Stiftungs⸗gelder, wenn 1e noch vorhanden waren, nite
aus den Händen der weltlichen Vogtei kamen. Anno
1835 jedo rang das Kreisamt Ried durchaus aufNeuanſchaffung von olchen Schreinen Ur die Kirchen—
und Armenvogtei; nd die Pfarrer mußten ſich Über
die wohlfeilſte Herſtellung und zweckmäßigſte Auf⸗ſtellung derſelben äußern. Ein paar ſolcher Aeußerun⸗
gen ſind lannig genug, m ſie zu regiſtriren. So be
richtet die eiſtliche Vogtei Gilgenberg unterm 67² 836

„Für das Armeninſtitut hedürfen wir keinen
„Schrein. Wir haben nichts hineinzulegen. In
„Gilgenberg hat nie ein Armeninſtitut exiſtirt
51 auch ſolches nicht möglich. Denn von der
„Pfarre Ranshofen allein kommen ungehindert über  4
5„800 Bettler, und dreimal in der 0
„vor unſere Thür, folglich 0  en wir jede Wochedritthalbtauſ end Bettler zu unterſtützen *) ind

10 Die hochwürdige geiſtliche Vogtei hat m der Zahlder Bettler ein wenig aufgeſchnitten. So viel ſind ihrer nicht,
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„den Bettelvogt ft  Ur nichts und wieder nichts mit
„einer Beſoldung von 100 zu honoriren.“
Die geiſtliche ogtei Schwandt berichtet:

„Weil e8 chon ſo ſein muß, wird heute der
„Zechprobſt den Zechſchrein für die r  E beſtellen
„So ehen wollten wir M die erſparten ſieben
„Gulden das Kirchendach ausbeſſern, worin kürzli
„der Wind einige er geriſſen, nun müſſen wir
„ſchon einregnen laſſen. Was den Schrein
„Armeninſtitut betrifft, ſo iſt feine Y  gli  ei den
„ſelben von der Armenkaſſa zu ezahlen, da das
„dermalige Armengeld nicht hinreicht, die Armen
58 betheilen, und ihr en für den Winter zu
„erleichtern. Wenn der Schrein nicht von der
„Konkurrenz darf bezahlt werden. ſo ſieht man kein
„Mittel.“
Die Zechſchreine mußten jedoch her Nach Bericht

des Pfleggerichts Braunau, oſtete die Beiſchaffung
von tück derſelben die Kirchen und Armen des
Bezirks fr Mze

Nach 8 11 der großen Inſtruktion muß die
Rechnung nach beſtimmten Formularien geführt werden.
Dieſe Formularien wurden bald nach jener publizirt,
und bilden für ſi allein wieder ein weitläufiges
Operat, indem Einnahmen un Ausgaben in ihren
immerhin aber genug, u den Pfarrſprengel Ranshofen m
dieſer Beziehung auch jetzt noch einem verrufenen machen.
So ar's Kloſterzeiten nicht Die under Kleinhäusler
und Inwohnersfamilien dort fanden V Stifte ehrliche Beſchäf
tigung und Nahrung Die mgebung des 0  r auf drei
bis vier Stunden ſah wochenlang keinen Bettler Alles,
was auch rem war, ging dem Kloſter zu, und fand dort
Nahrung für einen Tag und erberge Ur eine
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gebührenden Kategorien aufſcheinen müſſen. Mit
dieſen Formularien wurde zugleich auch eine
ausfuhrliche Expoſition des Vorgehens bei Errichtung

Stiftungen ausgegeben. Wir fürchten 8u ermüden,
wenn wir ſie nach ihren Einzelnheiten hier aufführen
würden, ＋

0

L ihnen theilweiſe nicht Intereſſe fehl

Wir ſind Darſtellung der Inſtruktion von
1821 und einiger ihrer Folgen bis zUum Jahre 1838
gekommen. Wir en uns leichterer eberſichtlichkeit
halber nicht unterbrechen wollen. Jetzt müſſen wir
aber eine wichtige Maßregel na  olen, die wir zurück⸗
gelaſſen 0  en die Beſteuerung ſämmtlicher
Kirchen und farrgründe In Oeſterreich

1829 Es galt endlich nicht allein für die Kirche,
ſondern auch von der Ir 8u erwerben.

Bis 1829 hatte ſich das Kultusvermögen in
Oeſterreich eine wichtige Immunität zu bewaͤhren ge⸗
wußt die Grundſteuerfreiheit. Ix müſſen
eſtehen, dieſes Ueberbleibſe aus der guten alten Zeit
hatte ſich überlebt. Von dieſem Grundſatze aus
gehend, hatte die Adminiſtration In das neue rund—
ſteuergeſetz auch die Gründe der Gotteshäuſer, Pfründen
und geiſtlichen Stiftungen jeder Art aufgenommen,
und jenen en verurtheilt, die jeder Staats—
bürger für run und Boden zu tragen hat.

Das reilich viel Geſchrei Ian Rama. ekla
mationen und Renitenten gabs in Menge. leſe
veranlaßten daher d. 1833 eine Regulative u  I  ber Ein
richtung der Beſchwerden, fal durch das rund  —
ſteuergeſetz der oder jener Pfründner in ſeiner Kon⸗
grua verkürzt vorde ſein ſollte Gegen ferner un
begründete Renitenz ſoll nit der Exekution vorge—
gangen werden.

38 *
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Mit der Grundſteuer Urde zugleich die Zehend⸗
euer eingeführt, die bei veitem die gerechte Uund
billige aſt nicht hat Wwie die erſtere

Urbarial— und Zehendſteuer von Kirchen⸗ iddums⸗
und anderen geiſtlichen Gründen Oberöſterreichs
lieferten von bis zum ahre 1848 dem Aerar
ährlich Mze oder 5380 rhn., was
Eein ſünfpercentiges Kapital von mehr als 700,000
rhu repräſentirt Im ganzen el mag
Steuer ene artige er erreicht haben

en dieſen allgemeinen Maßregeln fiel unſerm
leinen Bezirke dem Wir inſere ezielle Aufmerkſamkeit
chenken, außer der wiederholten Beanſtandung der ſtaats⸗
vertragsmäßigen bairiſchen ongrua der ranshofner
Pfründner un der Ablehnung der Baulaſt auf den
Vogteigebäuden der ranshofner Stiftsp  pfarren wi  en
11 nichts Merkwürdiges Vor E Ge
genſtände en enen anſehnlichen Akt Urften aber,
um näher darauf einzugehen, für E Zeitſchrift
ezie ſein Nur drei Erfahrungsſätze die wir aus
em Studium der bezüglichen en gewonnen haben,
En hier Platz finden 1) Iſt 8 bei Streitig⸗
eiten der I mit dem Aerar für das Kirchengut
ehr nißlich, wenn ſich die weltliche Kirchenvogtei

CEs irdIu den Händen von Staatsbeamten nde
ſo emn und ieſelbe Perſon der Vertreter beider Par⸗
K  7 uUund das Aerar iſt El gewiß nicht IMm Nach⸗

Daf Urg die Stellung und Neigung destheil
Beamten 2) Bringt C8 bei ſolchen Streitigkeiten un

geheuern Schaden, (un die Lokalbehörde auf
eren Bericht e8 doch zuletzt ankömmt A  ber den
Prozeß ni gehörig informirt oder gar die
Sache der II praeokkupirt iſt 3) 8 dvon
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vornhinein emn hoffnungsloſer Uſtand f.  ir die gei
iche Partei, ſich I ſolchen Fällen keine geiſt⸗
liche, rechtskundige Oberbehörde (Konſiſtorium oder
Ordinariat) ihrer annehmen darf, kann oder will

Im Jahre 837 endete die Oliti Verwaltung
zu Gunſten des Kirchenvermögens des Bezirkes Brau⸗

mnen Schuldprozeß, der nicht als hun⸗
dert wölf gedauert, und ne anderen Dingen
über vier Riß Papier gekoſtet hatte

Der airi Adel von jeher Geld
von Kirchen und Stiftungen aufgenommen Die

derlr hat bei dem Zuſammenhange, ehedem
zwiſchen ihr und dem Adel eſtand Schulden
nicht ungern eſehen, und ift ihm ein gefälliger,
nachſichtiger Gläubiger geweſen Ein ſolcher Schuldner
un ſeit 725 bei vierundzwanzig Gotteshäuſern
des Landgerichtsbezirkes Oberweilhart (vielleicht noch
Iu andern Landgerichten au Graf A** Die
Schuld betrug urſprünglich 3000 rhn Im re
837 aber olge ausſtändiger Zinſen war ſie auf
7043 Mze bder 8451 rhn aufgelaufen.
Unſer Leben lang iſt 18 kein zäherer Debitor zu
Geſicht gekommen.

chon Di Herr raf nicht
zahlen 0  er interm 26/9 dieß Jahrs chur⸗
fürſtliche Urgenz aus Burghauſen Der Churfürſt
re den Herrn Grafen un dem vertraulichen Du
an, damals Kanzleiſtil Verhandlungen des Lan⸗—
desfürſten mi ſeinem Adel Der Herr Graf 3⁰
nicht. 0  er 22½ 1777 wiederholte churfürſt⸗
liche rgenz mit Androhung der Execution

Im Juli darauf bittet de Herr Graf Am Ver⸗
chonung mit der Exekution, aber zahlen will nicht
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Anderthalb Jahre darauf wird Innviertl öſter⸗
reichiſch Die Verwaltung hatte entweder nicht
Zeit, ſi mit dem adeligen Schuldner zu engagiren
oder die Urkunden darüber ſind verloren egangen.
Genug erſt 1791 taucht dieſer Prozeß wieder auf.
Da aber die Rechnungen chon ſo verwirrt,
daß „die gräflich Anàſche Verwaltung durchaus nicht
ehr klug werden krann,“ Damals betrug die
Schuldigkeit nach landgerichtlichen Ausweis 5259 rhn

Denr gräflichen Verwaltung war ſolches zu viel
Um ſo weniger will der Graf zahlen Er fordert
ddto 12/77 vorerſt ein genaues Verzeichniß der
ſchuldigen Kapitalien ghon en Vierteljahr früher
verlangte ſpecifieirten Ausweis der Intereſſen—
au  ände, —— beides wird ihm Landgerichte ge
liefert.

Aber der Graf vill noch nicht zahlen Im Ge⸗
gentheile hat IM elbigen Jahre große Bedenken,
ob nicht der von Seite des Pfleagerichts attighofen

Auslage gebrachte alte Intereſſenausſtand bis 1759
auch dem öbl Braunau'ſchen Ausweiſe mitbegriffen
ſei Während dieſer Bedenken muß ddto 3/5 1794
ſeinen Gotteshausgläubigern Obligation über
3000 rhn ausſtellen

Der Herr Graf ill In Jahre 1792 noch nicht
Dato Juli meint er, e8 ſeien tym zu wenigzahlen

Intereſſen abgeſchrieben worden von 1751 bis 1759
alb ene Eingabe an8s Kreisamt

Im nämlichen re muß Herr Graf ſtatt
des erwähnten ollektivſchuldſcheines 1e der 24 Got—
teshäuſer und Stiftungen, die ihm gläubigten, ene

Obligation einhändigen
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Mittlerweile wurden der Herr Gra zu ihren

Vätern verſammelt. Seine relikte 1 i
aber auch nicht zahlen SDie kömmt beim aller-⸗
höchſten Hofe Iu Wien Uum Nachſicht der ückſtän
digen Intereſſen ein, und um Herabſetzung des Zins⸗
fußes von auf drei Perzent. In ihrem bei⸗
gelegten Intereſſenausweis gab ſie Ur 836 ſtatt
1125 Rückſftände an Dato 1973 1793 wird
wirklich der insſu auf vier Zerzent herabgeſetzt, und noch
Einiges Gunſten der gräflichen Schuldnerin erfügt.

Im V desſelben Jahres immer noch Anſtände.
Landrichter re von Troſtheim hat weiland al
gerechnet. Der Schuldnerin ird abgeſchrieben.

Der junge Oraf tritt die Regierung Er will
auch nicht zahlen, wuün aber ddto 23/4 1793 n8
Reine zu kommen.

Dato 26/4 1794 fömmt Herr Graf be
Sr Majeſtät Uf  ub ſeiner ahlung ein Im
ſelbigen onate zei das Pfleggericht Wildshut jenem
zu Braunau 77  8 cheine ihm, der Graf AX* *
olle das Zahlen auf die ange an hinausſchieben.“

uch dem Pfleggerichte Braunau ird bei dieſer
Angelegenheit die Zeit lang Es drückt ddto 5710 179

V

*

N

unſch aus, die Sache „in dieſem Zeitumlauf
berichtigt zu ſehen.“

Aber der Herr Graf heilt dieſen Wunſch nicht,
ſondern hat auch 796 noch Anſtände Es wird
ihm deßwegen sub, 30/7 794 mit Einſchreiten des
Fiskalamtes gedroht.

Der Herr Gra A* *, jeder Schuh ein Edelmann,
fürchtet feine rohung, ſtatt der Zahlung gibt
eine Beſchwerde ein Auf dieſe hin erden alle
Kirchenvogteien, die ſich niit dem Herrn Grafen uin
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genannten intereſſanten Verhältniſſen befanden, auf
gefordert, die Schuldausſtände des Herrn Grafen
dividuell auszuweiſen.

797 kann der Herr Graf zwar nicht zahlen,
jedo wünſcht eLr Verpfändung von Kriegsobli⸗

Gotteshausgelder aufzunehmen
Dato 12 Oktober gibt ihm aber das Pfleg  gericht
enen abſchlägigen Beſcheid

Dato 8/73 1798 bekommt Se gräflichen Gnaden
wieder ene Urgenz Dieſer ieg ene drei en
lange Ueberſicht aller gräflichen Uulden und In⸗
tereſſenausſtände bei.

Nun kommen ruhige Zeiten für den Herrn Grafen
A* * bis 1823 Wenigſtens findet ſich in den Akten
nichts vor, daß er während dieſer Zeit beläſtigt
worden wäre —0

Man kann ſich denken, daß nach Jahren,
denen vom errn Grafen nichts bezahlt worden,
die Zinſenrückſtände ehr gehäuft haben. Urplötzlich
nun ömmt von Seite des Kreisamtes Betreibung auf
Betreibung die Pfleggerichte Obernberg und Brau⸗

zUur Bereinigung der gräflichen Schuldangelegen—
heit

Trotz dieſer Betreibungen will der Herr Graf
noch nicht zahlen 9  kEL 1828 emn neues
ämtliches Verzeichniß der ſchuldigen Kapitalien und
ausſtändigen Intereſſen.

Endlich IM 0  re 1835 wird eS ehend Der
Herr Graf äng an, die Zinſenrückſtände zu zahlen
＋ hat der Graf viel Glück Die

Hier cheinen die Aktenſtücke verloren oder unterdrückt
orden zu ſein
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Zinſenrechnung 0 der bairiſchen eber⸗
nahme des Innviertels bis d. 1818 i ſt
beim Pfleggeri Braunan abhanden
gekommen.

Dato 18/6 836 räg un das Innkreisamt In
Braunau und bei allen Pfleggerichten der Nachbar⸗

„Wer das Verſchulden Uur Laſt fällt, daß
die ſeit 1818 und zurück rückſtändige Zinſenrechnung
in Verluſt gerathen? Behoͤrde iſt dafür ver⸗
antw ortlich 27

Die Vogtei Braunau ſchiebt die ganze Schuld auf
die Kriegszeiten und die bairiſche Verwaltung. Sie
ift ferner der Anſicht, daß dieſe Rückſtände aufgelaſſen
verden ſollen.

Der Herr Graf A* * hat unterdeſſen ſeine Zah
ungen wieder eingeſtellt. In olge werden
ihm ddto 21/9 836 ſämmtliche Kirchenkapitalien
aufgekündet, eil ein unſicherer Zahler iſt 7

Das Aergſte alſo für den Grafen na Er muß
zahlen Da will das Saldo allerhand
Bedingungen nüpfen, 0  . die jedo die hohe Re⸗
gierung ddto 1836 nicht eingeht.

1837 hat ſich Herr Graf A*RR* der hundert⸗
jährigen Schuld bis auf 33 Mze entledigt.
Ob die ſpäter noch erſtattet, darüber ſchweig die

Unſere Bewunderung für die Geduld der
etablirten Stiftungsverwaltung im æ  V  ande Oeſterreich
und Baiern bei dieſem Handel. Das Kirchenver—
mögen jedoch iſt dabei ge nicht zu lang gekommen.

en der Tergiverſation des gräflichen Schuldners
a  en wir in ieſem Prozeſſe noch die chlechte Buch⸗
ührung der weltlichen Vogtei 8u beklagen, welche
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ganzer Dokumente verloren gehen läßt und
darüber zUr Rechenſchaft ezogen, keine andere Ver—
theidigung hat, als die Kriegszeiten ind die bairiſche
Adminiſtration.

wiſchen 1802 und 1816 wechſelten Tirol Salz  —  —
urg, Innviertl und ene Parzelle des Hausruckkreiſes
Oberöſterreichs viermal ihren errn Jede Regierung
nahm die erreichbaren Stiftungskapitalien ſammt
Renten fleißig Obſorge, ohne bei ihrem Abzuge
den batus 4gu herzuſtellen.

Als endlich mit dem 0  re 1816 ene ſtabile
Ordnung der inge ei  L meldeten ſich auch
die beeinträchtigten Stiftungen Vereinigung ihrer
Anſprüche Beide Regierungen erhoben mit lobens-
werthem Eifer Im Namen ihrer ihnen gegenwärtig
tergegebenen Kirchenkaſſen noch IM geda  en re
die lebhafteſten Forderungen gegeneinander, und legten
orläufig auf alle n ihrer Gewalt befindlichen Renten
und onftigen Vermögensreſte jenſeitiger Stiftungen
mhargo.

Die Ausgleichung 309 ſich Iu die Länge und Er⸗

le erſt mit dem Staatsvertrage 19 Dezember
1843 ihren U

Als Vorläuferin der allgemeinen Stiftungsaus—
gleichung —  en Oeſterreich un Baiern mag die
Konvention vom 1828 N  ber die Umwechslung
der ranshofner Obligationen gelten.

Als giern das Chorherrenſtift Ranshofen ufhob
ete dieſes ſeit 1756 verſchiedene Gläubiger

469 48 kr rhn 0 oder übel mußten
dieſe Gläubiger von den en des Kloſtergutes über—

werden te Verzinſung dieſer ＋
leiſtet von nun die bairiſche Kreditskaſſe Salzburg
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Mit Rückgabe des Innviertels. an Oeſterreich fam
der größte ei des ranshofner Stiftsgutes an dieſe
Regierung; und Baiern. ſäumte nicht, derſelben auch
die ranshofner Gläubiger zur Befriedigung zu ber
weiſen. arüber ange Verhandlung Endlich
kam genannte Konvention zu Stande, mn der ſich
Oeſterreich anheiſchig machte, enannte u auf
ſich zu nehmen, mit Ausnahme eines Theilbetrages
von 5315 rhn., welchen ſie als verfallen erklärte.
Bei letzterer Summe war die geſperrte Kirche
ebaſtian zu Braunau mit betheiligt.aſt

Nũ.och verzog ſich die Liquidation der Forderungen
bis 1840; laut eines Erlaſſes dDer Zentralhof—
buchhaltung in Wien die Auslieferung der riginal⸗—
ſchuldurkunde im durchgeſchlagenen— Uſtande Die
Regierung Oberbaierns, und üglei die Errichtung
neuer Schuldbriefe verfügt wird, we wieder laut
Hofkammerdekret von 1840 in Hofkammer—
obligationen umgewechſelt werden en

Anno 844 kam in dieſer Angelegenheit noch
ein leiner hinkender ote nach. V  aut kreisamtlicher
Mittheilung ddto 14/6 erkennt die Regierung
nur jene Poſten zur Umwechslung En  für taugli an,
wovon die Originalurkunden vorgewieſen erden
können. Wo nicht, dort ſoll Amortiſation eintreten.
ieſe etztere Maßregel traf wieder im Bezirke Bran—
nau vier Gotteshäuſer mit einem Betrage 9on 340
Kapital und 195 Mze Intereſſenausſtände.

Komiſch war bei dieſer Gelegenheit der Irrthum
eines eihleins n der getreuen Stadt Braunau.
Dieſes hatte einſt ſein ganzes Vermögen den frommen
Vätern dargeliehen. Bei Auflaſſung des Stiftes
verfiel auch ſein Darlehen in die Kontursmaſſa; worüber
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P8 either viel Kummer und Sorgen ausſtand
Als nun mittelſt Zeitung den ranshofer Gläubigern
die Anerkennung ihrer Forderungen Uund die Um⸗
wechslung der Stiftsobligationen angekündigt worden,
hätte das Weiblein gern ſeine dreihundert Gulden
baar zurückgehabt, ol den Vätern dargeliehen,
ind auch die Rückzahlung bedungen worden.
Seine bezügliche Eingabe beim Pfleggericht Braunau
0  E ganz natürlich keinen Erfolg, und das Weiblein
mußte ſtatt des Baargeldes ene Obligation Iu
Empfang nehmen. Es wußte nämlich nicht, daß
in große uch der Staa  u  7. wie die Re⸗
ſidenz des Löwen, vo viele Spuren hinein, keine
aber heraus zu ehen iſt

Der Konvention von 1828 folgte ddto 24/6 1833
die „Präliminarübereinkunft z u Lx Au 8.
„gleichung der gegenſeitigen Stiftungs⸗

uInd„forderungen zwiſchen Oeſterreich
„Baiern.“ In olge dieſer Uebereinkunft fingen
bei allen we  ichen Vogteien Tirols, Salzburgs un
des Innviertels die Arbeiten zur Herſtellung der aktiven
und paſſiven Stiftungsfordernngen die Krone
Baierns

Manging mit olchem Ernſte die Sache, daß
die Vogteien Monat Ur  * Monat Bericht über die
Förderung dieſer Arbeiten un das Kreisamt erſtatten
mußten.

nter anderm wurde be dieſer Gelegenheit von
Seite der öſterreich' Regierung auch jenen uld  —
forderungen Aufmerkſamkeit geſchenkt, die vor
dem re 1779 Dint worden, Vermögen
gegenwärtig geſperrter Kirchen des Innviertls gehoͤrten,
nd Ni den Händen airiſcher Schuldner ſich efanden
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Der Gläubiger dieſer Schuldner war jetzt der ober—
öſterreich'ſche Religionsfond als Erbe der geſperrten
Kirchen Intereſſe dieſes Fondes ard die rage
ventilirt

Daß * ſich hier nicht um Minutien handelte,
ewei en Rechnungsauszug der k Staatsbuch—
altung 3u Linz ddto 22/3 und 30/

＋ 1833 und

834 wornach acht geſperrte Kirchen chon
ſeit 1779 Eein Guthaben dbon 54  5 Mze von
nunmehr bairiſchen Unterthanen und 0  en auswieſen.
Darunter befand ſich das Ir  ein Pilgersham
der heutigen Pfarre Marienkirchen. bei ted mit
mehr als

U vorliegenden Behelfen iſt nicht klar, wie
eit dieſe Forderung wi  en beiden Mächten Ve.  2

handelt worden; oder ob der Religionsfond zu irgend
erwünſchten lele gelangt ſei Ein Bericht

der k Hofkammerprokuratur ddto 31/3 1834
die Hofkanzlei in Wien V  eigt uns die Grund  —  —
ſätze, nach welchen man diesſeits vorzugehen beſchloſſen

Soll vor allem der re Beſtand dieſer Re
ligionsfondsforderungen außer Zweife geſetzt werden.
2) Gehören dieſe Forderungen nicht zu denen, die Om
Aerar erſetzen ſeien Sollen die Forderungen,
welche der Religionsfond IM gegebenen Falle an bai⸗

Staatskaſſen ſtellen hat, IMNR Wege
der Haus⸗ Hof⸗ und Staatskanzlei der bairiſchen Re⸗
gierung gemeldet Unterſtützt und iMm Weigerungsfalle
vor den Bundestag gebracht werden 4) For  —  —
derungen hingegen, der Religionsfond IM ge
gebenen Falle atri Kirchen, Pfarrhöfe oder ſon⸗
ſtige geiſtliche Stiftungen zu ſtellen hat en
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als Privatſchulden, als erjähr und uneinbringlich,
betrachtet Ind gelöſcht verden.

Man ſieht, daß Oeſterreich von genannten 54.520
nur jene retten will, was die bairiſche Staatskaſſa
U Das höhern Orts abgeforderte Parere der
obderenns'ſchen Regierung lautete auf änzli
Auflaſſung dieſer Schuld, eil a) ſie nicht durch
Urkunden als rechtlich beſtehend nachgewieſen werden
könne“ b „weil ſie bei threr Illiquität
die Uldner nicht eingebra werden könne.“

Man ſieht ferner, die Haruſpizes ſtellen dem Re⸗
ligionsfonde kein gutes Omen. Wir lauben auch
nicht, daß E dießmal glücklich geweſen.

kittlerweile ging das Ausgleichungsgeſchäft in
beiden fe fort, und war d. 1836 ſo weit gediehen,
daß nmit 31 Dezember der equeſter auf dem igen  2  —
thume ausländiſcher Stiftungen hüben und drüben
aufgehoben werden konnte. Von da an wurden die
Bezüge öſterreichiſcher Stiftungen aus Baiern und
umgekehr wieder über  * die Grenze gelaſſen, vas ſeit
816 nicht mehr geſchehen Die Aufhebung des
Sequeſters wurde mit Kreisamtserlaß ddto 117² 1837

Darinden betreffenden Pfleggerichten mitgetheilt.
wuüurden die Behörden zuglei beauftragt, echerchen
anzuſtellen, ob nicht in ihren zuſtändigen Bezirken
irgend Stiftungen in Folge des Regierungs—
wechſels von 1816 Veränderungen Inu ihrem nenten⸗
erträgniſſe erlitten haben, ohne Rückſicht, ob dieſe
Stiftungen airiſche oder öſterreich'ſche eien

Nach ehn Jahren Om Tage der Präliminar⸗
Übereinkunft d. 1833 wurde am Dezember 1843
die „Konvention 1  en Baiern Uund
Oeſterre ich zur Ausführung dergegenweär⸗
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igen Stiftungsforderungen, welche aus
den In den Jahren 1814 und 1816 enn
getre  en Gebietsveränderungen her

9 N, zu München unterzeichnet.
Dieſer Staatsvertrag iſt ein langes Inſtrumen,

aus dem wir Folgendes herausheben:
„Beide Majeſtäten 0  en In landesväterlicher

„Abſicht die auf das Wohl der betheiligten Stif⸗
⁵„tungen ſo nachtheilig einwirkenden Differenzen Iu
„Freundſchaft zu Oſen ind für immer beſei⸗
„tigen beſchloſſen

Dieſe Ausgleichung erſtreckt ſich auf alle An
ſprüche PTO Uund COntra, we die 814 und 1816
wieder Oeſterreich von aiern zurückgekommenen
Stiftungen berühren, ſowohl In irol, als In
und Oberöſterreich. alzburg

Die Forderungen, welche Gegenſtand dieſer Kon⸗
entibn ſind, verden in derſelben nicht einzeln, ſondern
maſſenweiſe, nach Kategorien, aufgefaßt
Uund behandelt. Solcher wurden acht fegeſetzt, als

die Kategorie der Theilungsforderungen,‚
＋ 77 Sequeſtrationsforderungen,6 77 7 Vorſchußforderungen,

＋ Rententionsforderungen,
I 7 ahlungs  5 I ückſtands⸗, Ver⸗

gütungs  —  — und
forderungen,

7 77 Rechnungsforderungen.4  In Betreff ird beſtimmt: „Jede
„der beiden Staatsregierungen 1˙ die in olge der
77  eilung des andes Salzburg d. 1816 hinſichtlich„der Theilung des Stiftungsvermögens erhobenen An
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„ſprüche an die Andere ab.“ — „Jede E

Re⸗
„gierung ſoll berechtigt ſein, aus den betreffenden eige⸗
„nen Stiftungen einen angemeſſenen Betrag zur Be⸗
„richtigung der Theilungsanſprüche des andern Staates
7 zu verwenden.“ zelche Stiftungen
„dazu hergenommen verden ſol len, dieß
53 U eſtimmen kommt der Regierung zu.“

„Beide Regierungen verden die Schonung des
„Kirchenvermögens möglichſt iin Auge ehalten und
„deßhalb auch auf die Zinſenforderung ſeit 816
„zichten.“ „Oeſterreich verpflichtet ich einen
„Theilungsbetrag von fl kr dr rhn an

„Baiern zu bezahlen. ieß iſt die Pauſchalabfindung
II.  Ur die größeren Anſprüche Baierns. Mit dieſer
„Pauſchalſumme ſind alle gemachten oder noch zu
„machenden Forderungen abgethan.“

In Betre ird 13 anerkannt, daß
Oeſterreich von Baiern 145672 ingegen Baiern
von Oeſterreich rhn zu fordern habe

In Betreff muß Oeſterreich laut In
runder Summe 700000 an Baiern ezahlen.

In Betreff kommen nach 9 Oeſterreich
zurück.

In Betreff E wurden für Oeſterreich 5054
für Baiern fl ausgeſprochen.

In Betreff F zahlte Oeſterreich 329 fl., Baiern
2465 rhn

„Alle etwa nachfolgenden Forderungen U  ber eine
„der genannten Kategorien werden von nun nicht
„mehr berückſichtigt, und alle vorhergehende ſind
„loſchen

Paragraph 32 beſtimmt die Forderungen der
kontrahirenden Theile überhaupt. Oeſterreich fordert
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199 —000 Er dr., aiern 229600 kr
2dir CE  8 hat demnach der erſtere Staat letztern

000 zu bezahlen, vas nach den ——  2. 35 un
innerhalb dreier Monate vor Unterzeichnung dieſer
Konvention 3u geſchehen hat

„Außerdem 40) beide Staate
„aus Anlaß gegenwartiger Ansgleichung der Stif
„tungsdifferenzen ausdrücklich die b IäM Münchner
„Vertrage vom April 1816 Art X nthal
„kene eſtimmung, wodurch allen jeden Privat⸗
„Perjonen, Korporationen, öffentl ichen Anſtalten
„und Stiftungen der öllig freie Genuß ihres
„liegenden und beweglichen Eigenthums, das ſich
„IM Gehiete des andern Staates befindet, ohne
„Ausnahme un Hinderniß garantirt ift, und fügen
„bei, baß dieſe Unbeſchränktheit des Vermögensge—
„nuſſes ahch 988 9  14  cht ſich ſchließen ſoll, U  1  ber
„dieſes Vermögen was Iumer für ener Art
5zU diſponiren. 7

98 iſt der Staatsvertrag vom 19 Dezember 843
lus Eelnner Inſtruktion des Kreisamtes lied 40160

20/7 1846 werden wir inne, mit welchen Aktiven
un Paſſiven Salzburg, Innviertl und die betreffendenParzellen des Hausruckkreiſes dieſer Sache betheiligt
en. Soj hatte
Salzburg 222. 147 Afkt und 140 375 rhn PaſfInnviertl 3858 77 7 77 77 7Hausruckkr. 482 V. ＋ 77

Die Stiftungen dieſer Bezirke mußten alſo 65.541 fl4. Wẽſ hereinbekommen.
Die ſtärkſten Forderungen be dieſer Ansgleichungmachte bairiſcherſeits as Kollegiatſtift aufen

(4 und etliche Gulden); öſterreichiſcherſeits
3
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das Spital zu regenz fl.) Die Aktiven
des Spitals zu alzburg mi 6236 des
oſters Stams mit 2160 wurden zu abge
ſonderten Behandlung aufgeſpart, u  ber (Cren Erfolg
uns nichts bekannt iſt

Die Ausgleichungsverhandlungen brachten auch
zu Tage, daß emnige Stiftungsverwalter bisher nicht
eben genau gewirthſchaftet hatten Die Erſatzpoſten
überſteigen die Summe von 20000 fl e Ar  en
Forderungen n ihre Verwalter hatten das H Stams,
die atri Station eiler, die Stiftungen des Inn
kreiſes m Tirol, die Station Wildshut Ink Innviertl,
mehrere Lokalfonds der Stadt alzburg Polizei⸗
direktor die Wohlthätigkeits Stiftungsadminiſtration
zu alzburg die ehmalige Exigenzkaſſa des Sal
zachkreiſes U Von allen Erſatzforderungen
vurden ur jene des Stiftes Stams die Konven—
ton aufſgenommen Die Übrigen Stiftungen mußten
ihre Anſprüche erſt von fernern Behandlung ab
hängig machen en Ob dieſe fernere Behandlung
zum Vor— oder Nachtheile der betheiligten Stiftungen
ausgeſchlaͤgen, darüber fehlen uns die Nachrichten

Wir glauben, daß beide Kompaziszenten un dieſer
Angelegenheit ehr iberal vorgingen Wenigſtens iſt
uns dieß betreffs Oeſterreich aktenmäßig bekannt au
amtlicher Hauptüberſicht ddto 28/2 1835 nämlich
betrugen die Reinforderungen der IM einzigen Bezirke
Braunau gelegenen Pfarrkirchen einſchließlich des Ar
meninſtituts eter 6669 GMze., welche bei
bairiſchen Kaſſen, Kommunen und Privaten aus-
ſtehend waren Bei der Ausgleichung wurden 15  für den
ganzen Innkreis nicht mehr als 3858 tivfor⸗
erungen angeſe
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Von den 571 Paſſiven des Innviertls fielen
auf die Stiftungen des Pfleggerichtes raunau
2292 F  ur Abzahlung, darunter auf das Almoſen⸗
amt Braunau allein 853 rhn

Es iſt natürlich, daß bei olcher Billigkeit
die eigenländiſchen Stiftungen über Gebühr leiden
mußten, 0 ſi allerlei Beſchwerden voraus
ſehen ießen Zudem lag eS nach der Kon⸗
ventton der Willkür der Regierung, welche Stif⸗

ſie zur Befriedigung der bairiſchen Forderungen
hernehmen wolle U dieſe Beſtimmung ließ Re
klamationen m ſolch unliebſamen
Einreden glei von vornhinein zu egegnen,
die Kreisamtsinſtruktion von Juli 1846 aus

77 kann keine Einwendung eln Beſchwerde
„irgend betheiligten Stiftung weder wegen
„Nichtanerkennung ihrer Forderung, oder wegen
„des ihr zu gering ſcheinenden Betrages der Er⸗

„folgten Anerkennung, noch darüber Platz greifen,
„daß ſie beim Vollzuge zu Leiſtung überhaupt,
„oder IM beſtimmten Ausmaße erſcheine, weil die
„Ermittlungen ſeit Beginn der Ausgleichungsver—
„handlungen 1816 auf die erſchöpfendſte eiſe
„ſtatkgefunden haben 74

Dagegen ließ ſich freilich nichts mehr ſagen
Waren aber hiemit auch die Klagen ſupprimirt,

0 e die Thatſache der ſchweren Ueberbürdung
einzelner Stiftungen olge dieſer Konvention ennoch
ſtehen, und die konnte das Kreisamt nui
gnorit arum erlaubt * IUu der nämlichen In⸗
ſtruktion, daß dort woO den Stiftungen wehe ge
ſchieht Zahlungsfriſten von nem bis drek Jahren
erwirkt erden önnen. Ferner rlaubt 8 auch

39 *
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Dort woO die jährlichen Einkünfte nicht zUr Leiſtung

„ausreichen, darf das Stammvermögen der
„Stiftung angegriffen werde

Nun erfolgten Bittgeſuche auf Bittgeſuche von
Seite der betroffenen Stiftungen Friſten Oder
Aufkündigung Vor Stammkapitalien Daneben hatten
auch die Kirchenpatrone ſchweren Stand, indem —

ſie
häufig um Interſtützung angeg  6 wurden. Wenn
ſie auch ni gaben, wurden Ne doch fortwährend

8 Gebhen erinnert. Und ſelbſt das at ſein Odioſes
Bei der hilfeloſen Lage der geiſtlichen Stiftungen

in agen muß die katholiſche Ir mi Dank
die gewiſſenhafte Bemühung anerkennen, die weltlicher—
x6 zur Rekuperation ihres Eigenthums gemacht
wurde E nochte freilich noch etwas de 106
600 millibus ſein Wie immer! —  2 der allge
6 Kalamität welche anfangs dieſes Jahrhunderts
Über ganz Europa hereingebrochen, durfte auch die
Mutter nicht ungeſchoren ausgehen. Lieher Iu Gottes
Namen den Verluſt des Vermögens, er 64
Cid der ſogenannten öffentlichen Meinung U  à.  ber un  2
verdiente Hätſchelung der katholifchen Kirche, oder
als Die beigehäſſige Anſchuldigung ihrer Indolen
den Nöthen ener kreiſenden Zeit Die aber en
Schaͤden angeſtiftet, ſind deßhalb noch nicht entſchuldigt,
wenn ihnen auch vielfach ——  — Ausſicht auf ewige
Vergeltung wenig Sorgen macht.
I den Gang der Stiftungsausgleichung ſchen

Oeſterreich nd giern nicht zu Unterbrechen, haben
wir die inzwiſchen fallenden a  1  448  dern Verwaltungsakte

WirI Betreff des Kirchenvermögens zurückgelaſſen.
müſſen 7 un! ſie aufzuheben und anzureihen, An

paar Jahre zurückkehren.
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un0 1840 burde abermals der Re
glerung allen Pfarrern und Benefiziaten ene F

aſſion
abgefordert, die Gegenzeichnung der weltlichen
Vogtei verſehen ſein mußte Die Veranlaſſung dazu
üft uns ni ekannkt 8  el hängt dieſe Ver  —
fügung zuſammen mi der nachfolgenden über „Aus
ſcheidung des Stollerträgniſſes der neuen Pfarren
dem Einkommen der alten;“ vielleicht auch m der
I Jahre 1841 erlaſſenen großen „Inſtruktion
ur Herſtellung eines Kataſters 77  ber die
Evidenz Aund Sicherſtellung der Stiftungs⸗
Verbindlichkeiten.

Was erwähnte „Ausſcheidung des Stollerträg⸗
niſſes“ betrifft, ſo wurde mi Hofkanzleierlaß
0d10 1840 ar  0 und enthielt folgende
Normen:

19 Die Erzindirung der Stollgebühren von den
„alten an die neuen Pfarren hat von 0  Il
53 Fall ſtattzufinden, ſolche alte Pfarre
„erledigt wird 2) Ie hat IM kommiſſionellen
„Wege V geſchehen 4 3 „Vas Stolleinkommen
„AUt zur Einrechnung I die Dotation geeignet.
„Eine Einrechnung des Stollerträgniſſes die
„Kongruag jedo dann geſchehen, wenn
„der jährliche Ertrag die Summe dvon V Üüber⸗—
„ſteigt 16 4) 77 Iſt u Ueberlegung zu ziehen ob
„die exzindirten Stollbeträge nicht etwa zul Do⸗

Un des an neuen Pfarren 3zu vermehrenden
„Klerus zu Herwenden wäaren.“ S0 die
„Abhängigkeit der Pfarrer den alten
„auch ISu Betreff des Kirchendienſt— und Muſikper⸗
„ſonales beſeitiget W rden.“
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Zum Verſtändniſſe dieſer aßrege iſt zu be

merken, daß die Pfründner der 2 1784 errichteten
Pfarren bis zu Stunde die Stollgefälle die
Pfarrer der alten Mutterpfarre verrechnen und ab⸗
führen mußten. Die Auflaſſung dieſer Verpflichtung
war dvon der Billigkeit geboten, und ügte der
eiſe, Wie ſie durchgeführt wurde, niemanden enn

Inrecht zu Der Vortheil für die Pfruü  N der
neuen Pfarren ſollte jedo vbon dieſer aßrege nicht
groß ſein, da bei Stollbeträgen über ihnen
eben ſo viel von ihren bisherigen Bezügen abge  2  —
nommen wurde, als ſie jetzt weniger den Utter-⸗
farrer abgeben durften Den größten U  en dürfte
wohl der mobiliſirte Kirchenfond von dieſer Be⸗
ſtimmung gehabt haben

nterm 13 Dezember 1841 erging von der
en Hofkanzlei INI Einverſtändniſſe U  *  11 der hohen
Studienhofkommiſſion und dem Hofkammerpräſidium
die „Inſtruktion u erſtellung eines
er über die Evidenz un d Sich er⸗
ſtellungder Stiftungsgsverbindlichkeiten,
dann ihre Bedeckungskapitale, Reali⸗
täaten un ſonſtige nutzbare ech te.“

Hatte die große Inſtruktion don 1828 haupt  —
ſächlich die Verwaltung des Kirchenvermögens
und T geiſtlichen Stiftungen iberhaupt IM Auge;
ſo §8 der großen Inſtruktion von 1841 vor
züglich Blo 8 egung er wie mmler gearteten
geiſtlichen Stiftungen zu un

Da Inſtrument übertrifft Genauigkeit und
Ausdehnung noch das bairiſche don 811 Es beginnt:

„Nach den allgemeinen Prinzipien un nach den
„beſtehenden allerhöchſten Anordnungen ſollen die
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„Stiftungen nach dem Willen des Stifters, ſo
„lange der we erreicht werden kann, ſtrenge Er

„halten, in Vollziehung geſetzt und die Stiftungs—
„vermögenstheile vollkommen er geſtellt werden.
„Dieſe Rechtsprinzipien und allerho  en Anord⸗
7 ſind den Behörden bei verſchiedenen Ge
„legenheiten und insbeſondere in den Di rektiven
„zur Aufhebung der eiſtlichen un welt  —  —
„lichen Korporationen In Erinnerung
„gebracht worden. Unerachtet dieſer be⸗
„ſtimmten Vorſchrift beſteht doch faſt nirgends eine
„genaue Evidenz der Stiftungsverbindlichkeiten und

„ihrer Bedeckungskapitalien, Realitäten und ſonſtigen
„nutzbaren Rechte Es iſt er ringen geboten,
von angefangen, dieſe Evidenzhaltung einzu⸗
„führen, un das in der Vergangenheit Verſäumte
„und Unterlaſſene nachträglich zu Stande 3u bringen.“
Man ſieht, das Vornehmen der Staatskirchen—

gutsverwaltung iſt ernſt, wohlwollend, gewiſſenhaft
DVie zu jeder Zeit, un wie chon auch die Wichtigkeit
der Sache erwarten läßt, der ſi die drei höchſten
Dikaſterien im Staate: Hofkanzlei, Studienhofkom—
miſſion und Hofkammerpräſidium betheiligten. Wenn
vielleicht auch die Erinnerung die Direktiven zur
Aufhebung der geiſtlichen und weltlichen Korporationen
dort und da hart fallen nochte, o zeigte eS hinwieder
vom großen Takte, daß neben der Evidenzhaltung
des Stiftungsgutes auch der Sorge . Erfüllung
der Stiftungsverbindlichkeiten Raum gab Die Dring-—

Leider onnten wir teſe Direktiven zur Aufhebung der
geiſtlichen und weltlichen Korporationen nirgends 3 Geſicht
bekommen.
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ichkeit der Maßregel können lſtändlich
jene völlig würdigen, denen vollſtändige Ueber  —
ſicht (I bisher im Stiftungsfache begangenen Sünden
oder ſonſtiger Mängel Vor Augen liegt

D Q Aktenſtück enthält zehn lange Paragraphen,
die hier I Auszuge geben können, ſo weit
CTY um Verſtändniſſe unumgänglich nöthig iſt

beſagt „Alle vom November 1841 ge⸗
„machten Stiftungen 3u ausdrücklichen be
„ſtimmten we ſind der bezeichneten Pe⸗
„ziellen Hypothek oder mi dem hezeichneten ſpe

—
„ziellen Kapitale genaue Evidenz zu tellen
„Vie Evidenz hat nach poſitiven Geſetzen, nach
„den Prinzipien geregelten Vermögensver—
„waltung, und zur gleichen Sicherheit für Stifter
„und Stiftungen ohne Ausnahme ſtatt 3u finden
„Die Behörden leiben verantwortlich, daß ief
„Evidenz niemals unterbrochen Werde, oder gal
„verloren gehe 74

I beſagt: 6.5  Ur  * die V  .— Ende Oktober 18414
„gemachten Stiftungen. inſoweit ſie 4 m
„Hch gegenwärtig 8Ur Perſolvirung
„serignei ind, und ſich be politiſchen Fonds
„und Anſtalten In Vorſchreibung finden, iſt die
„Evidenz der Hypothek nachträglich herzuſtellen 7

Der Paragraph X gibt an, welche Fonds m
Anftalten II gemein ſind Nämlich 1) die
dotirten und nichtdotirten öffentlichen Fonds und
Anſtalten „Hieher ſind alle politiſchen Foends, An

„ſtalten Ind Stiftungen 3u verſtehen, welche ſich
„in der Verrechnung eines Provinzialzahlamts oder

Kameral—„Der bder Kreditskaſſa Salz⸗
„burg befinden Die übrigen inter der
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„ſichi der Staatsverwaltung ſtehenden politiſchen
„Fonds ind Anſtalten als die geiſtlichen und welt—
„lichen Stiftungen, andesfürſtliche, n
„und Anſtalten, Korattonen, Gemeinden, Bruder
„ſchaften, Kapellen und Kirchen, inſoweit der Lan⸗
„desfürſt, das Kamerale oder on emn öffentlicher
„Fond das Patronatsrecht ausübt und ieſe nicht ohne⸗
„hin Verrechnuug einesProvinzialzahlamtes ſtehen 746

III beſtimmt den Gegenſtand noch näher ＋

8
„handelt ſi Uuin jene Stiftungen, woſur eigene
„Urkunden oder Dokumente vorhanden ſind, woraus
„ſich mit Gewißheit entnehmen läßt daß urſprünglich
„ſpezielle Hypotheken ausgemittelt waren, de  en
„Evidenz jedo I Folgezeit unterbrochen
„worden. Durch ieſe Inſtruktion ſoll übrigens
„keineswegs die Freiheit beſchränkt I mit dem
„Stammvermögen der Hypotheken zUum Vortheil
„der Fonds frei zu ſchalten. V *

IV gibt die Form der tabellariſchen Aufführung
TY bis 841 gemachten Stiftungen Die Ta⸗
en ſollen enthalten die ſichergeſtellten Stiftungs⸗
verbindlichkeiten (örentirende und nicht rentirende Rea
lit

äten,

⁴ rentirende und nicht rentirende nutzbare Rechte,
verzinsliche und ni verzinsliche Kapitalien un Ob
ligationen) ferner das jährliche Erforderniß der Stif⸗
tung, die Angabe, worauf die Sicherheit heruhe (ob
au rentirenden oder nicht rentirenden Realitäten I W
Wwie en Erſtere (die Realitäten) ind namentlich

8 Es Qre vielleicht für den Forſcher der Beiſatz wün  2
ſchenswerth, wer denn eigentlich das echt habe, mit dem
Stammvermögen der Stiftungshypotheken frei zu ſchalten
und wie weit man teſe Freiheit auszudehnen gedenke
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zu bezeichnen; bei letztern (Obligationen) iſt anzuzeigen,
oh ſie öffentliche oder Privatobligationen ſind, wie viel
ſie Prozente betragen, ferner der Tag der Obligations—
ausſtellung, die Nummer, die Serie und die Summe.

beſchäftigt ſich mit den noch nicht ſicherge—
ſtellten Stiftungsverbindlichkeiten. Der dafür beſtimmte
tabellariſche Entwurf muß angeben: die Stiftungen,
ihren Betrag vor der Finanzoperation d. 1811, ann
den Betrag derſelben in Einlösſcheinen, ann den
Betrag In Konventionsmünze, dann auch, ob 1.—
er zu ſtellen ſind durch verlosbare oder unverlos—
bare Kapitalien und Obligationen. 77 iſt hier
„wohl zu berückſichtigen, daß hier nicht Stiftungen
„aufzunehmen ſind, welche gegenwärtig ni perſolvirt.
5„oder auch nicht un den Vormerkungen aufgeführt
„werden. Es handelt ſich nicht um Hervorrufung
„von Verbindlichkeiten. welche ſchon vorlängſt rlo  en
„ſind, oder exzindirt wurden (die Furcht vor Banko's
„Geiſt) auch nicht Auflebung don iegen⸗
„heiten, eren Bedeckungskapitale gänzlich verloren
„gegangen, oder durch Abtretung von =.  Se  tif
„tungshypotheken irgendwohin übertragen worden ſind
„(ach laß, laß ruh'n die Todten luf den Ur  4
„verloste Kapitalien zu erhaltenden Schuldſcheinen
„müſſen die Stiftungsverbindlichkeiten indorfirt werden.
„Außerdem jedo iſt nicht nothwendig, den zufälligen
„oder wiederholten Veränderungen des Stiftungska⸗
„pitals nachzuforſchen, indem * einen erheblichen
„Unterſchied machen kann, ob die Intereſſen 9on dieſer
„oder jener Obligation fließen. bei Stif
„tungsverbindlichkeiten von verkauften Gütern und
„Realitäten genügt die ſichere Ueberzeugung, daß die
„Stiftung auf der verkauften Realität —.—1—
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„und mit derſelben den Beſitzer kraft e8
„Kaufvertrages nicht übergegangen ſei 76

gibt die tabellariſche Aufzeichnung der un

belaſteten Kirchenkapitalien 0 zur Deckung
der ni ſichergeſtellten Stiftungen bei irgend ener
Ir vorzu  lagen ſind

(Translation des Set. Simonismus auf das Kir
chenvermögen 7

VII chreibt die Verfaſſung von zwei abellen vor,
welche angeben müſſen das reie un elaſtete Ver  —  —
mögen von Realitäten oder Kapitalien Stiftung

VIII fordert eine Tabelle zur klaren Ueberſicht
ſämmtlicher Stiftungsverbinblichkeiten, welcher CTa

die Tab und getrenn aufgeführten Ver⸗
bindli  keiten vereinigt aufgeführt verden en

befiehlt daß die etztern drei Tabellen alle
vorgelegt verden ollen, um von dem freien

ind belaſteten Vermögen der einzelnen 1  1  en
Fonds und Anſtalten zur „beruhigenden Ueber⸗
eugung“ zn gelangen

ſetzt, außer dem Unter chon ange  —
führten Gegenſtänden, auch noch eſt, daß der Termin
zuv Beendigung des Operats für die Vogteien der
le Oktober 184 ſei „Die Hofkanzlei ſetzt
„vorau daß dieſe Operate mi volle Aufmerkſamkeit
„un Genauigkeit übrigens ohne übertrie⸗
5„bene Aengſtlichkeit à U tande gebra
„werden.“

Das iſt der Inhalt der großen Inſtruktion von
AalnO 1841

Sofort begann die Arbeit der Vogteien nut Auf⸗
ſuchung der Originalſtiftbriefe II uUns
daß dieſe ſchon 1784 abgeforder und größtentheils
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nicht mehr N die Zechen zurückgelegt worden ſind
Wéj  a8 dvon dieſen wichtigen Urkunden wieder an Ort
und gelangte, wurde während der Kriegszeit
und der Landesperänderung V  N oder verſchleppt
Nun 1842 ötzlich die gemeſſenſten

4* Auf
raüge an die geiſtlichen Vogteien FUr Vorlage der
Stiftbriefe Oriemah 18 Antwort darauf galt
emn allgemeines Klagen, daß 5„häufig nicht DU

Eeinziger Stifthrief, 10 nich einmal eun

Bruchſtück hievon den Zechſchreinen
vorliege.

Obwoh na ch der großen Inſtruktion „5 ohne
übertriebene Aengſtlichkeit a8 Operat zu Stande 9e
bracht werden ſoll,“ ſo Wwar doch die Buchhaltung In

dieſem Punkte ſehr ängſtlich, un ſtellte bei Abgang
dieſer Originalurkunden Stiftungen M Frage, die
ſeit Menſchengedenken perſolvirt un ve rechnet worden
Aren Es bedurfte Oft der energiſch ſten Anſtren

der Kommiſſariate und Pfleggerichte, ſte
für den Stifter und ſeine arme Seele U retten; und
10  em manchmal vergebens Wir auben 68 ſind
bei dieſer Gelegenheit viele Stiftungen ſupprimir
worden, denen ni ehlte, als dieſes Dokument

Wenn Wwiu bedenken welch hohen er die politiſche
Kirchengutsverwaltung zu gewiſſen Zeiten auf die Originalſtift—
briefe legt ſo daß ſie nich einmal (wie NI re
ondern öfters S iftungen für Tlo  en erklärte wofür leſe Ur
kunden nicht mehr exhibir werden konnten (ſo grenzt eS
enen unmännlichen Leichtſinn, einzelne Vogteien die Stif
tungskapitalien 5  war einnehmen, jedo mit Errichtung der ge

Stiftbriefe of ahrelang aldern, oder leſe 5
Unterlaſſen, wie der erfaſſer dieſes beweiſen kann Ebenſo
großer Leichtſinn iſt es aber, nicht mehr wenn Subaltern



Zur Geſchichte der Staatskomptabilität 621

Während der Arheit müſſen ſich Schwierigkeiten
ergeben, zude MN das Hofkanzleidekret nicht für alle
damit manipulirenden Beamten die nöthige Klarheit
beſeſſen haben, weil Unterm November 1842
alſo acht Tage naäachdem das perat ſchon hätte voll  2
endet ſein ſollen, das Kreisamt Rie für die

ſtellen Briefe m irgend welchem Akte, wohin le nicht
gehören wo ſie emnach kein en ucht und al verloren
gelten müſſen

1 liegen aſſen att ſie dem betheiligten Pfründner
zuzuſenden, oder die Zeche zurückzulegen Wir haben eben⸗
falls Urkunden en fremdartigen Papieren aufge⸗
funden und ſie den Eignern zurückgeſandt er auch a
are chlimm, enn Oberbehörden die Einſendung von der
gleichen Originalien urgirten, leſe zurückbehielten zehn
oder zwanzig 4  re ſpäter neuerdings die Vorweiſung derſelben
von den Vogteien forderten, und weil  1 dieſe nich möglich,
Reihen bvon Stiftungen oder darauf beruhender Rechte Mn Frage
ſtellten, während die urgirten Dokumente vielleicht In ihrer
nã  en Nähe n ECnem Kanzleiſchranke vermodern.

Wie aber die Weglage der Stiftbriefe ſelbſt nach anderer
Seite hin, Nachtheil ſein kann, I Enn auffallendes eiſpie
—  — okalie iſt gänzlich aus Meßſtiftungen dotirt. Laut
ener noch vorhandenen ſchrift des von der Buchhaltung
zu Linz dt0 576 179 koramiſirten Bedeckungsbogens, der
von dem ſeinerzeit erühmten Joſeph Eybl gefertigt iſt
obliegen jeweiligen Lokaliſten alldort jährlich Enn Seelen—
am und hundertneunundſiebzig Stiftmeſſen zur Perſulution. M
Schluſſe dieſes Bedeckungsausweiſes heißt e „Dieſer Bedeckungs⸗
ausweis iſt von dem geiſtlichen und weltlichen Vogtei zur be
ſtändigen Vorſchrift dem Kirchenzechſchreine aufzubewahren
und dem betreffenden Seelſorger jederzeit zur Wiſ
enſchaft mitzutheilen. 167 — Dahrein Jahraus bezieht der Pfründner
ſeinen Gehaltvon dieſenStiftungen; die aufhabende hin⸗

kam ſo IN Vergeſſenheit, daß 1844 der amalige
Pfarrer, Folge der erzählten Stiftungsevidenzſtellung zur An⸗
gabe der vorhandenen Stiftungen aufgefordert, Uunterm 29 Jänner
berichten konnt12  — ELr habe jährlich Iur ern Amt und Qua⸗
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geiſtlichen ind weltlichen Vogteien enne Erläuterung
nothwendig fand Unter welche Gattungen ſich
die für die Evidenz und Sicherſtellung der

ellenStiftungs V  erbindlichkeiten
m  319 aufzuführenden Stiftungen Fonds
un Anſtalten reihen aſſen b
Gattungen werden vierzehn angegeben; und zwar
Gattung Kirchen, Kapellen, Bruderſchaften vo

li beſtehen;
Seminarien, geiſtliche Korrektionshäufer;

7 Schulen und Unterrichtsanſtalten;
Stipendien ſUur Schulen;

77 Lehrgelder und Winn
77 Armeninſtitute;
＋ 60% ees Beſondere Armenſtiftun gen, unter as

Immer für Benennung, z Liebes—
ver  5
Spitäler, Siechenhäuſer Irrenhäuſer, ſo
fern ſie nicht Staatsanſtalten ſind;
Verſorgungsanſtalt für gebrechliche
P

*

rſonen

5 Bürgerſpitäler;
In Geldbetheilung beſtehende Pfründen⸗
ſtiftungen;

117 Waiſenhäuſer;
77 12 Fonds für Kommunalzwecke;

tembermeſſen perſolviren. ein Pfründner daſelbſt
nach Ddem Zweiten u mehr von dieſem Ausweiſe: er
das obige aAct So viellei mehreren rten,
eil die Stifftbriefe abhanden gekommen.

— Oder ſind etwa genannte Stiftungen kraft biſchöflicher Mächt.
vollkommenheit reduzirt worden
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Gattung Stiftungen bei Handwerker-Innungen
77 14 Die bei Stiftern un Klöſtern zu beſon-—

deren Zwecken beſtimmten Stiftungen.
e nämliche Kreiskurrende ſpricht auch die ge⸗

meinſame ng der geiſtlichen und weltlichen Vogtei
f  ür dieſe Operate aus

elegenheitli dieſer Arbeit entzifferte ſich das
Vermögen von ſechs Pfarrrgotteshäuſern des Pflegge⸗
richtes Braunau ſo
Gilgenberg 2181 Vermögen. Davon frei 720 f. ; elaſtet 1460  420Handenberg 2640 7

7

＋
077

＋7

2732
＋

St. Georgen 1659
Neukirchen 3809 7

2 1152 ＋ 543
＋

＋
St Peter 6601 7 5168 7 ＋7 1433 I

Ueberaggern 731 ＋ 7 7 359

Von den Gotteshäuſern Ranshofen, Schwand
Uund Braunan, Pfarrkirchen auch zUm Bezirke
Braunau gehören, ſtanden keine Vermögensausweiſe
dem Verfaſſer zur Einſicht

Wir erinnern, daß d. 692 bei der Ir Han  —
denberg eine Obligation vorhanden war, die allein
ein Vermögen von rhn repräſentirte.

Es läßt ſich enken, daß dieſe Irbeit eine zeit⸗
raubende war, ſo wierig wol wie jene von 23 Oft
tober 782 arum war nöthig befunden, daß zur
gedeihlichen Förderung derſelben ddto 237⁷ 1843
ahermals eine Urgenz die weltlichen Vogteien ab
geſandt. wurde. Sie iſt eine Regierungsinſtruktion,
und 0  e nebenher auch den Zweck, die Gerichte zur
„genaueſten Eruirung derjenigen Bezüge,
welche Beſiher 0 Zehendrechten auf
dem ihnen Wi en i
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zuſtehen,“ aufzufordern e Irbeit ſollte nach
Angabe des ia  e M Einklange den Beſtim⸗
mungen vom 23 Dezember 1817 ö  ur Regu⸗
lirung der Beſteuerung dienen.

dieſe Urgenz iſt ſelbſt wieder ein weitläufiges
Operat I⁰u zehn Abſchnitten, dreiundſiebzig Paragra⸗
phen und elf Tabellen Ur dieſes Operat ſollte
die Regierung bis IN 3 einſte Detail m dem
Zehenderträgniſf

X. bekannt werden Die Irbeit iſt
genau daß RNe ſich der bairiſchen Faſſionsinſtruktion
dvon 1811 ehenbürtig die Seite ſtellen darf
Uſer Bedünkens war Ne der nothwendige Grund⸗
bau der nachfolgenden Zehendrelution, deren Durch⸗
führung ſpäter die Revöolution-. V 1848 ſo Su  gefä  18
war duf ſich zu nehmen.

Während di Arbeiten UÜher — Stiftungsverbind—
lichkeiten M em Jahre —846 zum Abſchkuſſe e⸗
diehen, verzögerte ſich V  —  — Anhängſel davon über die
Zehenten bis n's ahr 1848 Noch anl 23 Fe
bruar gedachten Jahrs, alſo kaum dret Wochen vor
den Märzereigniſſen befahl emn Kreisamtszirkular den
weltlichen Vogteien, halbjährige Beri üÜüber den
Fortgang ihrer dießbezüglichen Arbeiten vorzulegen.

Sonderbar! Auch bei Meuf chen, denen En jäher
Tod bevorſteht, fügt 68 ſich oft, daß eine Ahnung ſie
antreibt, n Ordnung zu bringen.

Eines hatten die leiſten Vogteien 1 em Stif⸗
tungsoperate aufzuführen vergeſſen: Die Area der
Friedhöfe als rentirende Realität 9gvon wegen der
Grabſtellgebühren, di hie Ind da üblich ſind Die

das VerſehenU  haltung ermangelte nicht
gut 2 machen un forderte A den Vogteien
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eine Angabe über das Erträgniß der Grabſtellen nach
zehnjährigem Durchſchnitte ab In olge dieſerAufforderung genießen Dir jetzt das Vergnügen zuwiſſen, wie hoch im Bezirke Braunau unſere Ruheſtätten amtlich arirt ſind. Der jährliche Ertrag des
Friedhofes zu Ranshofen iſt zu fl., jenesNeukirchen, Gilgenberg nd Handenberg 3u je 25 fl.,
jene zu Peter und zu St. Georgen zu 1e 15 fl „

zu Schwandt un Ueberraggern U 1e angegeben.Nachdem ſo der Humus, der den Menſchenleib
aufnehmen ſoll, richtig abgewogen, blieb für die Au
toren der Stiftungsevidenzſtellung nichts mehr 3uwünſchen übrig. Somit 44  für die niederen Ver—
waltungsſtellen wenigſtens, die Arbeit geſchloſſen. Das
Pfleggericht Braunau allein hatte für ſie 38 BuchTabellen Regalformat verbraucht.

In den Jahren 1844 und 1846 wurde auch die
Frage erhoben, wohl die Beiſchaffung der Paramente
ind der übrigen Kircheneinrichtung geſetzlich zuſtehe?leſe rage war 2  f.  Ur die Kirchenpatrone unſerer Zeitehr bedenklich, Ind man trieb ſie bis Ur Hofkanzleihinauf. Dieſe ließ die Frage gewiſſermaſſen in der
Schwebe Denn anſtatt ſich für ein gewiſſes Prinzipauszuſprechen, ied ſie, daß es bei dem bisher In
jeder einzelnen lIr ſtattfindendem Uſus 3U ver
leiben aAbe

Ix dürfen über den ge  eren Operationen mit
dem Kirchenvermögen das beſchränktere Walten der
offiziellen Rechnungsbehörden im häuslichen Kreiſenicht vergeſſen.

Mit den jährlicheu Kirchenrechnungen ging's jetztden geregelten Gang Vogtei und Buchhaltung annten
einander; und bei dem Beſtreben der erſtern die etztere
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bie möglich zu befriedigen, nahmen Anſtände
und Erledigungen von Jahr zu Jahr eine verjüng⸗
tere Geſtalt mit mildem utlitze Wir würden
jedoch der Rechnungsbehörde unrecht thun, wollten
Wir daraus ießen, daß ſie dieſer letzten Zeit
weniger ſorgſam ſur das Kirchenvermögen geworden
Ann0 1839 muß die Vogtei Peter das Schieß⸗
pulver erſetzen, das ſie Aam Frohnleichnamstage auf

der I verſchoſſen; nebenbei auch dreißig
Kreuzer N viel verrechnete Auslage für Abholung
der eiligen ele Ann0o 1844 beanſtandet ſie em
eßner zu Ueberaggern die Preisſteigerung für Rei⸗
nigung der Kirchenwäſche; dem Orgelaufzieher allda
die von fünfzig Kreuzer Conv. Mze jährlich auf
men Gulden vierzig Kreuzer erhöhte 28—  2derung —  G.  —  —
das Orgelaufziehen. Für beide tritt die weltliche
Vogtei m ihrer Erläuterung In Schranken

„Die Seife iſt Iu Preiſe geſtiegen“ perorirt
ſie [Ur den Meßner „un die Einkünfte des
„Schullehrers ſind ſo gering, daß unmöglich
„verlangen kann, daß der Mann die Reinigung der
„Wäſche aus Eigenem beſtreite. 76

Zu Gunſten des Orgelaufziehers plaidirt ſie
„Niemand findet ſich n der Gemeinde vor, der

„ſi wenigſtens ſiebzig Tage IM Jahre um den
„plazidirten Betrag kr Orgelaufziehen
„herbeilaſſen will Selbſt M nen Gulden vierzig
„Kreuzer iſt noch keiner das Geſchäft 3u be—
„neiden, ndem für einmaliges Orgelaufziehen
5„uur 1.7%5 kr bezieht U

Inmitten dieſer Thätigkeit der politiſchen Kirchen—
gutsverwaltung kamen das Jahr 1848 die biſchöf
en Konferenzen 1849, das Konkordat 1855
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der Jubel darüber 1356 und ſeither das ſtille Schaffen
der neuen Zeit Was ſie in Be  71  un auf das Kirchen—
gut ſchaffen wird, das nach inem halben oder
ganzen Säkulum ein anderer arſtellen Wir ſind
nit unſerer Arbeit am nde Nur Eines erübrigt
noch: Ein kurzes Reſume unſerer bisherigen Dar⸗
ſtellung.

Wir ſehen ſchon vor dritthalbhundert Jahren *  m
erzkatholiſchen Churbaiern in Betreff des Kirchengutes
die nämlichen Grundſätze aufgeſtellt, we die heutigen
Regierungen feſthielten. Im Jahre 1616 brachte die
politiſche Verwaltung die einſchlägigen Verfügungen
In die Land— und Polizeiordnung, Uund zwei
hundert ſpäter (1812) figurirten die Exigenzen
für den Klerus als „Ausgaben für die geiſt
liche Polizei.“ bn vor dem Schwedenkriege

die nämlichen Anſichten in dieſer Beziehung
maßgebend, worüber in jüngſter Zeit die age ſo laut

Die Ordonnanzen der achtziger
des abgelaufenen Säkulüms konnten ur den er
einer eUuen 1e und das Verdienſt der urch  —
führung jener Grundſätze beanſpruchen. Wir hen
nämlich, daß lange Zeit noch die Praxis hinter der
Theorie zurückblieb.

Noch zu Anfang des vorigen Jahrhunderts waren
die Aufzeichnungen der weltlichen Vogtei u

＋*

ber die
jährliche Bewegung im Kirchenvermögen ehr primi⸗
tiver Art Verſtändlich konnien ihre Relationen
den churfürſtlichen Hof auch nicht vollſtändiger darüber
ſein. Der Anſtände waren wenig und waren egen⸗
ſeitig Die Verwendung de jährlichen Revenuen der
geiſtlichen Uter unterzog die Verwaltung noch einer
beſonders ängſtlichen Kontrolle. Der wektliche Kom⸗

40 *
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miſſär kümmerte ſich überhaupt N das Plus
oder Mius das vorige 4  ahr Er le ſich
nur berufen, gegen allenfallſige ſchreiende Verwaltungs⸗
ſünden des Klerus Einſprache zu thun Die ret
cheren Kirchen halfen den ärmeren und der Schule
unentgeltlich aus, und wurden hierin etren von den
wohlhabenden Bruderſchaften Unterſtützt. Daneben
blieb immer noch Geld genug, „zur Konſervation
des zaterlandes“ nicht Unanſehnliches vorzuſchießen,
oder dem dürftigen Landesadel für längere oder kür⸗
zere Zeit aus der Verlegenheit zu helfen Der Staat

das Kirchengut noch mit weichen Händen an

Daß * bei der geringen Kontrolle der politiſchen
Verwaltung noch ſo gut ſtand mit dem Kirchenver—
mögen, 6  eigt Uunter anderm au für das Geſchick und
die Ehrlichkeit der geiſtlichen Vogtei, ohne welche
Ehrlichkeit au die ausgeſuchteſten Praekarttionen wenig
oder mißts nützen.

Etwas drückt der Staat ſeit d. 1740 Mit
dieſem Jahre hörte die Ureinfachheit der weltlichen
Kirchenrechnungsprotokolle auf. Die Schuldurkunden
der Kirchen und Stiftungen werden in extens0o einge—
tragen, der Barvorrath Ur nach Gutdünken des
Vogteikommiſſärs ausgeliehen, die Ze  reine fleißiger
ſkontrirt, die vorhandenen Unzſorten beſchrieben.
üglei kamen die Stempel ind Taren auf. Aber
noch blieb das Pfründengut ohne eingehendere Unter—
ſuchung; der geiſtlichen Vogtei vurde Iun dem Bedarfe
für  1 den Kultus ni eingeredet, un der mu
des Gotteshauſes, die Würde Ind der Pomp des
Gottesdienſtes durfte mter dem Drucke einer ſpar⸗
ſamen —— nicht leiden Die Ir war in
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ieſer Beziehung noch Herr IM Hauſe venn auch
der Miethsmann zuſehends mehr fordert

Die Periode auerte bis 1779, wo das Innviertl
zum letztenmale churfürſtlich hieß

Wir treten nun In die Periode der Staatsſouve—
ränetät über das Kirchenvermögen, wo all die Grund⸗—⸗
ſätze der V  and und Polizeiordnung von In

zene geſetzt wurden
Mit dem Jahre 1780 efinden Dir un8 ötzli

den Händen enmer anzlei voll Beamten, alle be
ſtimmt das pekuniäre der katholiſchen Kirche
zu eſorgen e als ob das Kirch nvermögen Am
Rande einer Krida ſtünde, hören ringsum das
Feldgeſchrei 7 ren 74 Unter dieſem Prätexte
kommen großartige ane ur Ausführung Klöſter,
Kirchen, Bruderſchaften werden ſupprimirt und ihr
Vermögen nobil gemacht. Tauſende frommen
Stiftungen werden aufgelaſſen, das Einkommen der
Pfründen ird bis auf die Nerven bloß gelegt, das
Erträgniß der geiſtlichen Güter bis herab auf die
Friedhöfe abgewogen, das Kirchengut beſteuert, das
„überflüſſige er von den Altären herabgenommen,
0  6 Opferſtöcke aus den Kirchen entfernt, ſämmtliche
erreichbare Kapitalien dem öffentlichen Fonde F  Ur
Diſpoſition geſtellt. vermög „de veſent⸗
en Un Pflichten de8s Lande 8-
fürſten.“

Neben dieſen Maßregeln gros trifft die De⸗
tailwirthſchaft ſtimmungen U  *.„  ber den Verbrauch
0 Weihrauch, Oel, Oblaten, üb

V

9

＋ Remunera—
ionen für Kapitelboten, Sänger, Fahnenträger, Or
gelaufzieher, Kirchenwäſchereiniger, Kirchenrechnungs—
konzipiſten u. te ſtarre Rechnungsformel ſetzt
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die Ehrlichkeit des Klerus ein kränkendes

Mißtrauen, Und trifft Verfügungen, die das Volk mM
ſeinen religiöſen Gefühlen chwer verletzen Wj  I en
die Signatur dieſer Periode, ihre Erfolgloſigkeit un⸗
geachtet der beſtgemeinteſten Anſtrengungen on oben
geliefert.

Auffallend war uns gegenüber dieſem Vorgehen
des weltlichen Staates das völlig aſſive Verhalten
der Seit 1711 wWoO dergeiſtlichen Oberbehörde
Prälat von Ranshofen drohte, die nach ſeiner Meinung
ungebührlichen Zumuthungen der weltlichen Vogtei

finden Wwir mn den20 O0rdmanum gelangen zu laſſen
uns vorliegenden ten durch 140 weder ein
Anrufen des biſchöflichen Schutzes von Seite der oft
ziemli bedrängten Stiftungen uind Pfründner, noch

Proteſtation der Biſchöfe gegen irgend ene noch
ſo einſchneidende Maßregel Freilich fUur etztere wären
auch Akten nicht das anſtändige Repoſitorium
geweſen Wer aber under re und darüber
zu etwas chweigt von dem gilt 10 doch vielleicht das
Consentire vIdetur. Wir finden aber elbſt das aus
dem Veſen Staatsreligion erklärlich

Wenn der Herr macht, ſo chreibt
nach menſchlicher Elle gemeſſen gewöhnli langen
Perioden aber nie vergißt ELr den Schlußpunkt bei⸗
Uſetzen Einen olchen Satz hat ott nebſt mehrern
Iu jüngſter Zeit Oeſterreich und anderwärtig vollendet
Der Schlußpunkt iſt das Konkordat Mit ihm und
mit dem Aufgeben des Syſtems Staatsreligion
Hdon Seite der Regierungen iſt grundſätzlich die Zeit
der politiſchen Kirchengutsverwaltung vorüber und eS
hat die 1 ob früher oder ſpäter In ihr
dießbezügliches Amt einzutreten Wird irgendwo länger
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als eben bis F Ablaufe der Maſchine nöthig iſt,
die bisherige Gepflogenheit beibehalten, ſo kann dieß
bloß mM olge mner Inkonſequenz geſchehen, die M-·

merhin auch bei den Lenkern der Staaten zu den
möglichen Dingen z0 Uebrigen ird en Be⸗
ſonnener der politiſchen Verwaltung ene gebührliche
Einſicht den Stand des Kirchenvermögens inter
keinen Umſtänden verſagen; vorzüglich ſo lang, als

kirchlichen uſtitutionen ehlen, den Staat
hierin erſetzen beſtimmt ſind

Das Cehramt des Peichtoalers
H¹uu

—*

Abſichtlich führten wir dieſe einzelnen Methoden der
beſchaulichen Orden nach der Grundmethode des h
Sulpiecius ausführlicher an da die Ignatianiſche ohne⸗
hin bekannt und berall zu finden iſt, amit der
Beichtvater bwor Auswahl für ſeine
Beichtkinder, emne Erleichterung —  — ſie, wie
der der Karmeliten finden könne, als
auch deßwegen, amit der Hochwürdige Klerus
ſelbſt dem oft nicht ſo viel Gelegenheit zur Hand
ſteht ſich mi mehreren Methoden der Meditation N

Bekanntſchaft zU ſetzen, mi ſelben näher vertraut


